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Anlage: Änderungsverordnung nebst Begründung 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

in der Anlage übersende ich den Entwurf der Vierten Verordnung zur 
Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung . Sekundarstufe I (4. 
Ä VO APO-S I) und bitte, die Zustimmung des für Schulen zuständigen 
Landtagsausschusses herbeizuführen. Die Beteiligung des Ausschus­
ses ergibt sich aus § 52 des Schulgesetzes. 

Ich bitte, die 4. ÄVO APO-S I auf die Tagesordnung der nächsten Sit­
zung des Ausschusses für Schule und Bildung am 3. April 2019 zu set­
zen. 

Die gemäß § 77 Schulgesetz vorgesehene Beteiligung der Verbände 
und Organisationen des Schullebens hat stattgefunden. In diesem Zu­
sammenhang hatte ich auch Ihnen gemäß der Parlamentsinformations­
vereinbarung Abdrucke des Verordnungsentwurfs übersandt (Schreiben 
vom 26. November 2018, Vorlage 17/1485). 

nd\der bestehenden Absprachen sind 60 Kopien beigefügt. 
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Vierte Verordnung zur Änderung der Ausbildungs- und Prftfungsordnung 

Sekundarstufe I 

Vom X. Monat 2019 

Auf Grund des § 5,2 Absatz 1 Satz 2 des Schulgesetzes NRW vom 15. Februar 2005 (GV. 
NRW. S. 102), der zuletzt durch Artikell des Gesetzes vom 21.. Juli 2018 (GV. NRW. S. 
404) geändert worden ist, verordnet das Ministerium fiir Schule und Bildung mit Zustimmung 
des für Schulen zuständigen Landtagsausschusses: 

Artikeil 
Die Ausbildungs- und Prüfimgsordnung Sekundarstufe I vom 2. November 2012 (GV. NRW. 
S. 488), die zuletzt durch Verordnung vom 21. März 2017 (GV. NRW. S. 375) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 
a) In der Angabe zu § 9 werden die Wörter "Gemeinsamer Unterricht" durch die Wörter 
"Gemeinsames Lernen" ersetzt und die Wörter mIntegrative Lerngruppen" g~strichen. 
b) In der Angabe zu § 11 werden nach dem Wort "Schulform" die Wörter "oder des 
Bildungsgangs" eingefiigt. 
c) In 4er Angabe zu § 15 werden nach dem Wort "Realschule" die Wörter "und Realschule in 
der Aufbauform" eingefÜgt. ' , . 
d) Die Angabe zu § 16 wird wie folgt gefasst: 
,,§ 16 (weggefallen)". ' 
e) Die Angabe zu § 18 wird wie folgt gefasst: 
,,§ 18 (weggefallen)". 
f) In der Angabe zu §'21 wird nach der Angabe "Vorversetzung," die Angabe "Profilklassen," 

, . eingefiigt. . 
g) In der Angabe zu § 46 wird das Wort "und" durch ein Komma ersetzt und nach den 
Wörtern "in Nordrhein-Westfalen" werden die Wörter "und die schulische Bildung von 
Kindern aus·Familien beruflich Reisender" eingefiigt. 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörte~ "Absatz 5 Schulgesetz NRW" durch die Wörter 
"Absatz 6 des Schulgesetzes NR W in der jeweils geltenden Fassung" ersetzt. 
b) In ~bsatz 3 Satz 2 wird die Angabe ,,~ und 5" d:rrch die Angabe ,,5 und 6" ersetzt. 

3. In § 2 Satz 1 werden nach dem Wort "Gymnasium" die Wörter "mit achtjährigem 
Bildungsgang" eingefügt. ' " 

4. In § 3 Absatz 3 Satz 2 wird das Wort "Förder~geboten" durch das Wort ,,Angeboten" 
ersetzt. 

5. In § 4 Absatz 4 Satz 2 werden nach dem Wort "Gymnasium" die Wörter "mit achtjährigem 
, Bildungsgang" eingefügt. ' 

6. In § 5 Absatz 4 Satz 1 werden'die Wörter "Sprachprüfung (Feststellungsprüfung)" durch 
das Wort "Sprachfeststellungsprüfung" ersetzt. 

7. In § 6 Absatz 9 Satz' 1 werden die Wörter "sonderpädagogische Förderbedarf'durch die 
Wörter "Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung" ersetzt. . 



8. § 7 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 5 werden die Sätze' 1 und 2 wie folgt gefasst: 
,~Die Schülerin oder der Schüler erhält eine individuelle Lern- und Förderempfehlung (§ 50 
Absatz 3 Schulgesetz NR W). Die Schule infornliert die Eltern in geeigneter Weise über 
Ivlöglichkeiten zur notwendigen Förderung und bietet den Eltern ein Beratungsgespräch an." 
b) In Absatz 6 Satz 3 werden nach dein Wort "Zeugnissen" die Wörter "des Gynlnasiums 
sowie in Zeugnissen" eingefügt. 
c) In Absatz 7 Satz 2 werden nach den Wörtern" W echse1 von" die Wölier "dem 
Gymnasium," eingefügt, die Wörter "in eine andere Schulform der Sekundarstufe I" 
gestrichen und nach denl Wort "Schulfonn" die Wörter ,;und g~gebenenfalls welchen 
Bildungsgangs" eingefügt. 

9. § 9 wird wie folgt geändeli: 
a) In der Überschrift werden die Wörter "Gemeinsalner Unterricht" durch die Wörter 
"Gelneinsanles Lernen" ersetzt und die Wölier '" Integrative Lerngruppen" gestrichen. 
b) In Absatz 1 werqen die Wörter ~,einsonderpädagogischer Förderbedarf' durch dieWölier 
"der Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung" ersetzt. 
c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
,,(2) Ist an einer Schule GemeinSaIlleS Lernen gelnäß § 20 Absatz 5 Schulgesetz NR W 
eingerichtet} gelten für die Aufnalul1e von Schülerinnen und Schülern Init festgestelltem 
Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung § 1 Absatz 4 dieser Verordnung und § 16 der 
Ausbildungsordnu~lg sonderpädagogische förderung (AO-SF) in d~r jeweils geltenden 
Fassung. Für die sonderpädagogische Förderung gilt die AO-SF insgesau1t." 

10. In § 10 Absatz 2 Satz wird die Angabe ,,3" durch die Angabe ,,4"' ersetzt. 

11. § ] 1 wird wie folgt geändert: 
a}In der Überschrift werden nachdenl Wort "Schulfornl" die Wörter "oder des 
Bildungsgangs" .eingefugt. 
b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
,,(3) Ein Wechsel zum Gymnasium mit achtjährigem Bildungsgang nach denl ersten 
Schulhalbjahr der Klasse 6 setzt inder Reg~l hinreichende Kemltnisse in der zweiten 
Fremdsprache voraus. Über die Aufnahlne entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter 
der aufnehmenden Schule." 

12. § 12 wird wie folgt·geändert: . 
a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter "oder beim Wechsel in den Bildungsgang des 
Gymnasilillls der Sekundarschule nach § 20 Absatz 8 Nmllnler 1 atn Ende der 
Erprobungsstufe" durch die Wörter "lnit achtjährigenl BildungsgaIlg" ersetzt. 
b) Absatz 2 -wird wie folgt gefasst: 
,,(2) Die Schule enlpfiehlt versetzten Schülerütnen und Schülern der Hauptschule den 
Übergang in die Klasse 7 der Realschule oder des Gymnasiums lnit neunj~hrigem 
Bildungsgang oder in die Klasse 6 des GY111nasiUllls mit achtjährigenl Bildungsgang~ wenn 
die Versetzungskonferenz festgestellt hat, dass sie dafür geeignet sind. Versetzte Schülerümen 
und Schüler der Realschule können unter den gleichen Voraussetzungen in die Klasse 7 des 
GYlnnasiums nüt neunjährigem BildungsgaIlg ode'r in der Regel in die Klasse 6 des 
Gymnasimnsmit achtjährigem Bildungsgang wechseln. ÜÖer den empfohlenen Schulwechsel 
entscheiden die Eltern." 

. ··13 ;§13 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
a) Die Wörter "oder in die Klassen 8 und 9 des Gymnasiums in der AuHmuform" werden 
durch die Wörter ,,111it neunjährigenl Bildungsgang"' und die Angabe ,,6" "vird durch die 
Angabe" T' ersetzt. 



b) Folgende Sätze werden angefügt: 
"Ein Wechsel ZUD1 GYlnnasiu111 lllit achtjährigem Bildungsgang setzt über Absatz 3 hinaus in 
der Regel hinreichende Kenntnisse in der zweiten Fren1dsprache voraus. Über die Aufnahnle, 
entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter der aufnelunenden Schule." 

14. § 15 wird wie folgt geändert: 
a) In der Überschrift werden nach denl Wort "Realschule" die Wörter "und Realschule in der' 
Aufbauform" eingefügt. 
b) Absatz 2 wird aufgehoben.' 
c) .Absatz 3 wird Absatz 2 und wie folgt gefasst: 
,,(2) Der Wahlpflichtunterricht ab Klasse 7 Ulllfasst di~ zweite Frelndsprache sowie 
Inindestens ein weiteres Schwerpunktfach aus den Bereichen Naturwissenschaften/Technik, 
Sozialwissenschaften und Musik/Kunst. § 5 Absatz 1 Satz 1 bleibt unberührt. Realschulen:> an 
denen ein Bildungsgang gemäß § 47 eingerichtet ist, können im WahlpflichtuntelTicht das 
Schwerpunktfach Arbeitslehre anbieten." 
d) Absatz 4 wird Absatz 3 und in Satz 3 wird die Angabe ,,8" durch die Angabe ,,9" und das 

Wort "drei" d'-:Irch das Wort "vier" ersetzt. 
e) Absatz 5 wird Absatz 4. 
f) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 
,,(5) Für die Realschule in Aufbauform gelten neben der Stundentafel (Anlage 5) für die, 
Klassen 7 bis 10 die Bestimmungen für die Realschule." ' 

15. § 16 wird aufgehoben. 

16. § 17 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2' Satz 1 werden nach dem Wort "ist" die Wörter "am GYlnnasium mit 
neunjährigem Bildungsgang ab Klasse 7, an1 Gymnasium mit achtjährigem Bildungsgang" 
eingefiigt. 
b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
,,(3) Im Wahlpflichtunterricht der Kla,ssen 9 und' 10 am Gynlnasium mit neunjährigem 
Bildungsgang und der Klassen 8 und 9 ron Gynulasiunl mit achtjährigem Bildungsgang bietet 
die Schule mindestens eine dritte Frelndsprache und das Fach lnfoffilatik oder eine 
Fachkombination mit Informatik an. Daneben kann sie weitere Fächer oder 
Fächerkombinationen anbieten. Zulässig sind dabei, einzeln oder in Kombination, alle Fächer 
dieser Yerordnung sowie die in § 7 Absatz 1 der Verordnung über den Bildungsgang und die 
Abiturplüfung in der gymnasialen Oberstufe in der jeweils geltenden Fassung genannten 
Fächer." 
c) In Absatz 4 Satz 3 werden nach denl Wort "sind" die Wörter "rull Gymnasiun1 mit· 
nelmjährigem Bildungsgang acht, anl Gymnasium mit acht jährigem Bildungsgang" eingefügt. 
d) In Absatz 5 werden nach deIn Wort "Fach" die Wörter "oder in den Fächerkombinationen" 
eingefügt. 
e) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 
,,(6) Für die GYlnnasien in AufbaufOl'll1 gelten· neben der Stundentafel (Anlage 6) für die 
Klassen 7 bis 10 die Bestilnmungen fur das Gymnasiunl1nit neunjährigem Bildul1gsgang.~' 

17. § 18 wird aufgehoben. 

'18. § 19 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) In Satz 2 wird die Angabe ~,6" durch die Angabe ,,7" ersetzt,. 
bb) In Satz 3 wird die Angabe ,,8" durch die Angabe ,,9" ersetzt. 
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 



aa) In Satz 1 wird die erste Angabe ,,6" durch die Angabe ,,7" ersetzt und die Wölier "ab 
Klasse 6 oder 7" werden gestrichen. 
bb) In Satz 2 wird das WOIt "kann" durch die Wörter ,;lmd das Fach Informatik kÖlmen" 
ersetzt. 
c) In Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 werden die Wölier "nlathelnatisch-naturwissenschaftlichen"' 
durch die Wörter "nlathematisch-naturwissenschaftlich-technischen", die Wörter 
"gesellschaftswissenschaftlich-wirtschaftlichen'" durch die Wörter 
"geseUschaftswissenschaftlich-wirtschaftswissenschaftlichen" und das Wort "künstlerischen" 
wird durch die Wörter "künstlerisch-musischen" ersetzt. 

19: § 20 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändeli: 
aa) In Satz 2 wird die Angabe ,,6" durch die Angabe ,,7" ersetzt. 
bb) In Satz 3 wird die Angabe ,,8" durch die Angabe ;,9" ersetzt. 
b) In Absatz 2 wird die erste Angabe ,,6" durch die Angabe" 7" ersetzt, die Wörter "ab Klasse 
6 oder 7" werden gestrichen und die \Vörter "nlatheillatisch-naturwissenschaftlichem" werden 
durch die Wörter "mathematisch-naturwissenschaftlich-technischem" ersetzt. 
c) In Absatz 3 Satz 1 NUl11111er 4 werden die Wörter "ll1athenlatisch-naturwissenschaftlichen" 
durch die Wörter ,,111athell1atisch-naturwissenschaftlich-technischen", die Wörter 
"gesellschafts\Nissenschaftlich-wirtschaftlichen" durch die Wörter 
"gesellschaftswissenschaftlich-wirtschaftswissenschaftliehen" und das Wort "künstlerischen" 
wird durch die WÖlier "künstlerisch-musischen" ersetzt. 
d) In Absatz 7 werd~n die Sätze 3 und 4 aufgehoben. . 
.e) Absatz 8 NUlTIlller 1 wird wie folgt geändeli: 
aa) In Satz 1 werden das Wort "gilt" durch das WOli "gelten" und die Angabe ,,§ 17" durch 
die Wörter "die Regelungen des § 17 fur das GYlnnasium lnit neunjährigem Bildungsgang" . 
ersetzt. 
bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

20. § 21 wird wie folgt geändert: 
a) In der Überschrift wird nach der Angabe "Vorversetzung," die Angabe "Profilklassen," 
eingerugt. 
b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 
,,(3) Gymnasienlnit neunjährigelll Bildungsgang können zur Verkürzung der Schulzeit 
leistungs starker Schülerinnen und Schüler ab Klasse 7 Profilklassen einrichten. § 6 der va zu 
§ 93 Abs. 2 Schulgesetz NRW in der jeweils geltenden Fassung bleibt unberülui. Die 
Schülerinnen und Schüler der Profilklassen arbeiten 
1. in den Klassen 7 bis 9 die Untenichtsinhalte der Klasse 10 vor, erwerben am Ende der 
Klasse 9 die Berechtigung ZUlU Besuch der gYlunasialen Oberstufe und setzen dort die 
Schullaufbahn in der Einführungsphase f01i oder 
2. in den Klassen 7 bü; 10 die Unterrichtsinhalte der Jahrgangsstufe 11 vor und erwerben atn 
Ende der Klasse 10 lnit Erfüllen der Versetzungsanforderungen aUGh die Berechtigung zum 
Besuch der Qualifikatiol1sphase. 
Für die Einrichtung von Profilklassen nach Nunlmer 1 oder 2 erarbeitet die Schule ein 
pädagogisches Konzept. Auf Basis dieses Konzepts entscheidet die Schulkonferenz über die 
Einrichtung von Profilklassen. Die Entscheidung bedarf der Genehnligung der 

. Schulaufsichtsbehörde. Die Schulleitung kann die Ausführung des Schulkonferenzbeschlusses 
rur einen Jahrgang ablehnen, weml organisatorische Glitnde denl entgegenstehen. 
Die Versetzungskonferenz am Ende der Klasse 6 schlägt den Eltenl leistungsstarker 
Schülerinnen und Schüler den Wechsel in eine Profilklasse vor; die Aufnahme setzt einen -
entsprechenden Antrag der Eltern voraus." 
c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 



21. § 26 wird wie folgt geändert: 
a) Die Absatzbezeichnung ,,(1)" wird gestrichen. 
b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

22. In § 27 Satz 1 wird die Angabe ,,9" durch die Wörter "einschließlich der letzteil Klasse 
der Sekundarstufe I" ersetzt. . 

23. In § 28 Absatz 2 wird die Angabe ,,2" durch die Angabe ,,3" ersetzt. 

24. § 29 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
a) In Satz 1 werden nach der Angabe ,,27" die Wörter "für das GYlnnasium Init neunjährigenl 
Bildungsgang" eingefügt. 
b) Satz 2 wird aufgehoben. 

25. § 30 wird wie folgt geändeli: 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) In Satz 2 werden nach dem Wort "Abschlusses" die Wörter "im GYlnnasium mit 
neunjährigen1 Bildungsgang und" eingefügt. 
bb) In Satz 4 werden nach deIn Wort "Gymnasiun1" die Wölier "mit achtjährigem 
Bildungsgang" eingefügt. . 
b) In Absatz 2 werden nach deIn Wort "Ersatzschulen" die Wörter "nach § 100 Absatz 4 des 
Schulgesetzes NR W" eingefügt, nach dem Wort "Gesamtschulen" wird das Wort "und" durch 
ein Komma ersetzt und nach dem Wort "Sekundarschulen" werden die Wörter'"und 
Gymnasien mit neunjährigem Bildungsgang" eingefügt. 

26. In § 39 Satz 1 Nummer 4 werden die Wörter "in der Aufbaufolm" durch die Wörter "nlit 
neunjährigem Bildungsgang den mittleren Schulabschluss (Fachoberschulreife) oder" ersetzt. 

27. § 41 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz I Satz.2 werden die Wörter "und im Bildlmgsgang der Hauptschule" durch die 
Wölier", in der Gesa111tschule und" ersetzt und die Wörter "nach § 20 Absatz 8 Nummer 1 
und des Bildungsgangs der Grundebene des § 20 Absatz 8 Nummer 2" werden gestrichen. 
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) In Satz 1 werden die Wörter "in Aufbaufonn" durch die Wörter "mit neunjährigem. 
Bildungsgang" ersetzt. 
bb) In Satz 2 werden nach dem Wort "Gynmasiunls" die Wärter "mit achtjährigenl 
Bildungsgang" eingefUgt. 

28. § 42 wird wie folgt geändert: . 
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) In Nun1ffier 3 wird das Wort "und" durch ein KOffillla ersetzt. 
bb) In NUlllffier 4 wird der Punkt mn Ende durch das Wort "und" ersetzt. 
cc) Folgende Nummer 5 wird angefügt: 
~,5. eine Schülerin oder ein Schüler des GymnaSiU111S nut neunjährige.n1 Bildlmgsgang." 
b)In Absatz 2 werden nach deln WOli "Gynlnasiunls" die Wörter "n1it achtjährigem 
Bildungsgang" eirigefügt., 
c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
,,(3) Eine Schülerin oder ein Schüler der GesaIntschule oder der Sekundarschule nach § 20 
Absatz 5 oder 6 erwirbt nach deln Abschlussverfahren aIll Ende der Klasse 10 den mittleren 
Schulabschluss (Fachoberschulreife), wenn sie oder er in Inindestens zwei Fächern am 
UntelTicht auf Erweiterungsebene teilgenoll1men hat und folgende Voraussetzungen erfilllt: 
Die Schülerin oder der Schüler hat 



1. in den Fächern mit Untenicht auf Erweiterungsebene und im Wahlpflichtunterricht 
Iuindestens ausreichende, in den Fächenllnit Untenicht auf der Grundebene Inindestens 
befriedigende Leistungen sowie 
2. in den anderen Fächern 
a) höchstens in einem Fach nicht ausreichende Leistungen und 
b) in mindestens zwei Fächern mindestens befriedigende Leistungen erzielt. 
Der Abschluss wird auch dann vergeben, wenn die gemäß den Nummern 1 und 2 geforderten 
Leistungen in nicht mehr als einem Fach um höchstens eine Notenstufe unterschritten werden 
lmd diese durch eine um mindestens eine Notenstufe bessere Leistung ausgeglichen wird. 
Dabei lnuss eine Unterschreitung der Notenstufe in den Fächern Deutsch, Englisch, 
Mathelnatik, Fach des Wahlpflichtunterrichts durch eine Ul1l1nindestens eine Notenstufe 
bessere Leistung in eineln anderen Fach dieser Fächergluppe ausgegJichen werden. 
Hat eine Schülerin oder ein Schülei" in ll1ehr als zwei Fächern am UntelTicht auf 
Erweiterwlgsebene teilgenonlll1en, werden die Leistungen in diesen Fächern wie eine um eine 
Notenstufe, bessere Leistung im Unterricht auf der Grundebene gewertet." 

29. § 43 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 werden die'Wörter "der Realschule in der Aufbaufornl," gestrichen. 
b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
aa) In Satz 1 wird die Angabe "Klasse 9" durch die Wörter "letzten Klasse der Sekundarstufe 
I" ersetzt. 
bb) In Satz 2 wird nach dein Wort "ün" das Wort "neunjährigen" eingefügt. 
cc) Folgender Satz wird angefügt . 
"Eine Schülerin oder ein Schüler des Gynlnasiunls mit neunjährigem Bildungsgang odetder 
Sekwldarschule nach § 20 Absatz 8 NUl1uner 1 wird durch Beschluss der 
Versetzungskonferenz am Ende der Klasse 10 zum Besuch auch der Qualifikationsphase der 
gymnasialen Oberstufe zugela~sen, wenn sie oder er in den Fächern Deutsch, Mathelnatik, in 

, der ersten und zweiten Fremdsprache, inje einem Fach der Len1bereiche Gesellschaftslehre 
und Naturwissenschaften nlindestens gute und in den übrigen Fächeln überwiegend gute 
Leistungen erzielt hat." 
c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
,,(4) Eine Schülerin: oder ein Schüler der Gesamtschule oder der Seklmdarschule nach § 20 
Absatz 5 oder 6 erwirbt Init dem mittleren Schulabschluss (Fachoberschulreife) die 
Berechtigung Zunl Besuch der gymnasialen Oberstufe und setzt die Schullaufbahn doli in der 
Einfühnmgsphase fort, wenn sie oder er in lnindestens drei Fächern am Unterricht auf 
Erweiterungsebene teilgenommen hat und folgende Voraussetzungen erftillt: 
Die Schülerin oder der Schüler hat 
1. in den Fächern mit UntelTicht auf Erweiterungsebene und im Fach des 
Wahlpflichtuntenichts Inindestens befriedigende, iIn Fach n111 Unterricht auf der Grundebene 
mindestens gute sowie 
2. in den anderen Fächern mindestens befriedigende Leistungen erzielt. 
Die Berechtigtmg wird auch dann vergeben, wenn die gemäß den Nummern 1 und 2 
gefotderten Leistungen unterschritten werden und diese durch eine um mindestens eine 
Notenstufe bessere Leistung ausgeglichen wird. In den Fächern Deutsch, Englisch, 
1\1athenlatik, Fach des Wahlpflichtullterrichts kann eine Unterschreitung mn eine Notenstufe 
in nicht mehr als einenl Fach nur durch eine bessere Leistung in einenl Fach dieser . 
Fächergruppe ausgeglichen werden. In den Fächenl gemäß Nummer 2 und deIn 
leistungsdifferenzierten Fach Physik oder Chemie können bis zu zwei Unterschreiumgen unl 
eine Notenstufe ausgeglichen werden. Darüber hinaus kaIm in den Fächern gelnäß NUlmner 2 
eine weitere Unterschreitung Ulllbis zu zwei Notenstufenausgeglichen werdeR Jedes Fach 
darf nur einmal zum Ausgleich herangezogen werden. 



Bei der Teilnahme aln Unterricht in ll1ehr als drei Fächern auf Erweiterungsebene wird die im 
vierten Fach aufErweiterungsebene erzielte Leistung wie eine um eine Notenstufe bessere 
Leistung inl Unterricht auf der Grundebene gewertet." 

30. § 46 wird wie folgt geändert: 
a) In der Überschrift wird das Wort "und" durch ein K0111maersetzt und nach den Wörtern "in 
Nordrhein-Westfalen" werden die Wörter "und die schulische Bildung von Kindern aus 
Familien beruflich Reisender" eingefiigt. 
b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 
,,(3) Die schulische Bildung von Kindein aus Familien beruflich: Reisender wird iIn Land 
Nord,rhein-Westfalen durch Stammschulen und Stützpunktschulel1 gestaltet. Eine zusätzliche 
schulische Betreuung während der Reisezeiten erfolgt durch Bereichslehrkräfte.H 

31. § 47 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Im Satzteil vor Nmnlner 1 werden die Wörter "des Schulgesetzes NRW VOlll 15. Februar 
2005 (GV. NRW. S. 102), das zuletzt durch Aliikell des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. 
NRW. S. 499) geändert worden ist" durch die Wörter nSchulgesetz NRW" ersetzt. 
bb) In Numlner 3 werden die WÖlier "des Schulgesetzes" durch die Wörter "Schulgesetz 
NR W" ersetzt. 
b) In Absatz 2 Satz 3 werden die WÖlier "zu einein Drittel" durch die Wörter "zur Hälfte" 
ersetzt. 

32. § 48 Absatz 5 wird aufgehoben. 

33. Die Anlage 2 erhält die aus dem Anhang zu dieser Verordnung ersichtliche Fassung. 

34. Nach Anlage 2 wird die aus dem Anhang zu dieser Verordnung ersichtliche Fassung der 
Anlage 3a eingefügt. 

35. Anlage 3 wird Anlage 3l? und in ihrer Bezeiclu;tung werden nach dem Wort "Gynma­
sium" die Wörter "mit achtjährigem Bildungsgang" eingefügt. 

36. Die Anlage 4 erhält die aus dem Anhang zu dieser Verordnung ersichtliche Fassung. 

3 7. Die Anlage 5· erhält die aus dem Anhang zu ,dieser Verordnung ersichtliche Fassung. 

38. Die Anlage 6 erhält die aus denl Anhang zu dieser Verordnung ersichtliche Fassung. 

39. Die Anlage 7 erhält die aus deIn Anhang zu dieser Verordnung ersichtliche Fassung. 

40. Die Anlage 8 erhält die aus denl Anhang zu dieser Verordnung ersichtliche Fassung. 

41. Die Anlage 9' erhält die aus dem Anhang zu dies'er Verordnung ersichtliche Fassung. 

Artikel 2 
(1) Die Verordnung tritt anl 1. August 2019 in Kraft .. 

(2) Die Bestimmungen für das GYlllnasiUln 111it neunjährigem Bildungsgang finden erstmals 
auf die Schülerinnen und Schüler Anwendung, die itn Schuljahr 2019/2020 die Klassen 5 und 
6 eines Gynlnasiu111S nüt neunjährigem Bildungsgang besuchen. Abweichend davon findet 



NUlnmer 20 erstmals auf die Schülerinnen und Schüler Anwendung, die inl Schuljahr 
2019/2020 die Klasse 5 eines GYlnnasiullls nlit neunjährigelll Bildungsgang besuchen. 

(3) Die Nummern 14, 15, 18 und 19 finden erstmals auf die Schülerinnen und Schüler 
Anwendung, die im Schuljahr 2019/2020 die Klasse 5 einer Realschule, Gesamtschule oder 
Sekundarschule besuchen. ' 

Düsseldorf, den X. Monat Jahr 

Die Ministerin für Schule und·Bildung 
Yvonne G e bau e r 



Anhang zu N ununer 33 Anlage 2 

Stundentafeln für die Sekundarstufe I - Realschule, 

Klasse 5 und 6 7 bis 10 Wochen-stunden 
LernbereichlFach 

Deutsch 8 16 24 
Gesellschaftslehre 1 

: 6 15, ' 21 
Geschichte -
Erdkunde 
Politik 
Mathematik 8 16 24 

N atu~wissenschaften 1: 6 16 22 

Biologie 
Chemie 
Physik 
Englisch 8 14 ' 22 
Kunst, Musik, 8 8 16 

Textilgestaltung1
: 

Kunst 
Musik 
Textilgestaltung 
Religion.l 4 8 12 

Sport 6 bis 8 10 bis12 18 
Wahlpflichtunterriche 0 14 14 
Kernstunden 54 bis 56 117 bis 119 173 
Ergänzungsstunden 4 15 

Wochenstundenrahmen Klasse 5: 28-31 Klasse 7: 30-33 
Klasse 6: 29-32 Klasse 8: 30-33 

Klasse 9: 31 ~34 
Klasse 10: 31-34 

Gesamtwochenstunden 188 
Zusätzlich: Bis zu fiinf Wochenstl1nden muttersprachlicher Unt~rricht 

, 1 Das Fach Geschichte wird ab Klasse 6 erteilt, das Fach Chemie in der Regel ab Klasse 7. lnnerhalb der Lernbereiche sind 
die nach dieser Stundentafel zu erteilenden Fächer gleicllwcrtig zu berücksichtigen. 
2 Für den Unterricht in Praktischer Philosophie gilt § 3 Absatz 5. . 
3 Der Wahlpflichtunterricht beginnt in Klasse 7. DatUr gilt § 15 Absatz 2. 
4 Für die Ergänzungsstunden gilt § 15 Absatz 3. 



Anhang zu NUlnlner 34 Anlage 3a 

Stundentafel für die Sekundarstufe I - Gymnasium mit neunjähdgem 
Bildungsgang (G9) 

Klasse Kontingent I Kontingent Kontingent 
5 und 6 7 bis 10 GesamtS I 

LernbereichlFach 
Deutsch 9 13 22 
Lernbereich Gesellschaftslehre I 6 17 23 
Geschichte 
Erdkunde 
Wirtschaft-Politik 
Mathematik 9 13 22 
Lernbereich N aturwissenschaften2 6 17 23 
Biologie 
Chemie 
Physik 
Englisch

j 9 (4) 13 (14) 22 (18) 
Zweite FremdspracheJ - (5) 15 (14) 15 (19) 
Künstl./musischer Bereich 4 : 7 10 17 
Kunst' 
Musik 
ReligionslehrelPraktische 4 8 12 
Philosophie 
Sport 7 11 18 
Wahlpflichtunteniche - 6 6 

Kernstunden () 57 123 180 
Ergänzungsstunden'j 0-8 0-8 
W ochenstundem·ahtnen Klasse 5+6: Klasse 7-10: 

28-30 30-33 Stunden 
Stunden 8 

Gesamtwochenstunden 180-188 
Zusätzlich: Bis zu flinf Wochenstunden muttersprachlicher Unterricht 

J Die Fä.cher Geschichte und Wirtschaft-Politik müssen in der gesamten Sekundarstufe I mit jeweils mindestens acht 
Wochenstunden, das Fach Erdkunde muss mit mindestens sieben Wochenstunden unterrichtet werden, Alle Fächer werden in Klasse 
10 unterrichtet; hiervon kann auf der Basis eines Konzepts, das den Gesamtstundenumfang der einzelnen Fächer in der 

Sekundarstufe I sichert, nach Beschluss der' Schulkonferenz abgewichen werden. 
2 Die Fächer Biologie, Chemie und Physik müssen in der gesamten Sekundarstufe I mit jeweils mindestens sieben Wochenstunden 
unterrichtet werden. Die darüber hinausgehenden verpflichtenden Stunden in diesem Lembereich können der Stärkung der 

informatischen Bildung dienen. AUe Fächer werden in Klasse 10 unterrichtet; hiervon kann auf der Basis eines Konzepts, das den 
Gesamtstundenumfang der einzelnen Fächer in der Sekundarstufe I sichert, nach Beschluss der Schulkonferenz abgewichen werden. 
Der Untenicht im Fach Chemie beginnt in der Regel ab Klasse 7. 
3 Wird die zweite Fremdsprache bereits ab Klasse 5 unten-ichtet, wird Englisch in den Klassen 5 und 6 mit jeweils mindestens zwei 

Wochenstunden untcITichtet. In ,diesem Fall gelten die Stundenza'Qlen in Klammern, der zusätzliche f:insatz von Ergänzungsstunden 

zur En-eichung eines angemessenen Fremdsprachenvolumens in der Erprobungsstufe ist daIm erforderlich. 
4 Die Fächer Kunst und Musik werden in der gesamten ~ekundarstufe I mit jeweils mindestens sieben Wochenstunden unten'ichtet. 
5 Der Wahlpflichtunterricht findet in den Klassen 9 und 10 statt. Hierfür gilt § 17 Absatz 3. Für einen etwaigen Untenicht in der 

,dritten Fremdsprache sind insgesamt acht Wochenstunden, d,h. der Einsatz von zwei Ergänzungsstunden, vorzusehen. 
6 Nach BeschlusnlerSchulkonferenzkönnen'bis zu zwei Kemstundenausdem Kontingent 7 bis 10 in das-Kontingent Sund 6 
verschoben '>,'erden. Die'curricularen Standards sind uneingeschränkt zu wahren. 
7 für die Ergänzungsstunden gilt § 17 Absatz 4. 

8 Zur Umsetzung besonderer schulischer Profile (z.B. im RalJmen eines bilingualen Zweiges) kann die Schulkonferenz ein 

geringftigiges Überschreiten des Wochenstundenrahmens in den Klassen 5 und 6 beschließen. 



Anhang zu Nummer 35 Anlage 3b 

Stundcl1tafeln für dic Sckundarstufe I - Gymnasiunl lnit achtjährigcm Bildungsgang 
(G8) 

Klassc 5und6 7 bis 9 Gesamt S I 
LernbereicblFach 
Deutsch 8 11 19 
Gesellschaftslehre I: 6 12 18 
Geschichte 
Erdkunde 
Wirtschaft-Po litik 
Mathematik 8 11 19 
NaturwissenschaftenL.: 6 14 20 
Biologie 
Chemie· 
Physik 
Englisch'; 8 (4) 10 (10) 18 (14) 
Zweite Fremdsprache 4 (8) 10 (10) 14 (18) 
Künstl.l 8 6 14 
musischer Bereich 4 : 

Kunst 
Musik 
Religionslehre:> 4 6 10 
Sport 6-8 7-9 15 
Wahlpflichtunterrichtb 0 4-6 4-6 

Kern.stunden 58-60 91-95 151-153 
Ergänzungs stunden' 10-12 
Wochenstundenrahmen Klasse 5: 30-32 Klasse 7: 31-33 

Klasse 6: 30-32 Klasse 8: 32-34 
Klasse 9: 32-34 

Gesamtwochenstunden ~ 163 
Zusätzlich: Bis zu runf Wochenstunden muttersprachlicher Unterricht 

1 Alle Fächer des Lernbereichs Gesellschaftslehre müssen in der gesamten Sekundarstufe I mit jeweils mindestens sechs 
Wochenstunden unterrichtet werden. Alle Fächer werden in Klasse 9 unterrichtet. Hiervon kann auf der Basis eines 
Konzepts, das den Gesamtstundenumfang der einzelnen Fächer in der Sekundarstufe I sichert, nach Beschluss der 
Schulkonferenz abgewichen werden. 
2 Alle Fächer des Lernbereichs Naturwissenschaften mUssen in der gesamten Sekundarstufe I mit jeweils mindestens sechs 
Wochenstunden unterrichtet werden. Alle Fächer werden in Klasse 9 unterrichtet. Hiervon kann auf der Basis eines 
Konzepts, das den Gesamtstundenumfang der· einzelnen Fächer in c,ler Sekundarstufe I sichert, nach Beschluss der 
Schulkonferenz abgewichen werden. 'Der Unterricht im Fach Chemie beginnt in der Regel ab Klasse '7. . 
3 Wird die zweite Fremdsprache bereits ab Klasse 5 unterrichtet, wird Englisch in den Klassen 5 und 6 mit jeweils zwei 
Wochenstunden unterrichtet. In diesem Fall gelteIl die Stundenzahlen in Klammem. 
4 DIe Fächer Kunst und Musik werden in der gesamten Sekundarstufe I mit jeweils mindestens sechs Wochenstunden 
unterrichtet. . 
5 Für den Unterricht in Praktischer Philosophie gilt § 3 Absatz 5. . 
6 Der Wahlpflichtunterricht findet in den Klassen 8 und 9 statt. Hierfür gilt § 17 Absatz 3. Eine dritte Fremdsprache wird in 
Klasse 8 und 9 mit jeweils mindestens drei Wochenstunden unterrichtet, andere Fächer und facherUbergreifende Angebote 
jeweils mit mindestens zwei Wochenstunden. 
7 Für die Ergänzungsstunden gilt § 17 Absatz 4. 
8 Auf die Gesamtwochenstunden können bis zu fünf Stun.den Wahl unterricht angerechnet werden. 



Anhang zu Nummer 36 Anlage 4 

Stundentafeln für die Sekundarstufe I - Gesamtschule 

Klasse 5 und 6 7 bis 10 Wochenstunden 
Lern bereichlF ach 
Deutsch 8 16 24 

Gesellschaftslehre I 6 12 18 
Geschichte 
El:dkunde 

. Politik 

Mathematik 8 16 24 

Naturwissenschaften i 6 14 20 
Biologie 
Chemie 
Physik 

Englisch 8 14 22 

Arbeitslehre 1 2-3 7-8 10 
Hauswirtschaft 
Technik 
Witischaft 

Künstl.1 8 8 16 
musischer Bereich I 
Kunst 
Musik 
ReligionslehreL 4 8- 12 

Sport 6-8 10-12 18 

WahlpflichtunterrichtJ - 12-15 12-15 

Kernstunden 56-59 117-123 176-179 

Ergäl1ZUllgsstunden4 9-12 

W ochenstundenrahnlen Klasse 5: 28-31 Klasse 7: 30-33 
Klasse 6: 29-32 Klasse 8: 30-33 

Klasse 9: 31 ~34 
Kla~~e 10' 11-14 

Gesamtstunden 188 

Zusätzlich: Bis zu ftinf Wochenstunden nluttersprachlicher Unterricht 

I Alle Lernbereiche können tacherintegriert oder fachergetrennt unterrichtet werden. Innerhalb des jeweiligen Lernbereichs 
sind die Fächer während des Bildungsgangs gleichgewichtig zu berücksichtigen 
2 Für den Unterricht in Praktischer Philosophie gilt § 3 Absatz 5. 
3 Der Wahlpflichtunterricht beginnt in Klasse 7. Es gilt § 19 Absatz 2 in Verbindung mit § 19 Absatz 1 
Sati2,FUi" etwaigen Unteri"icht in der zweiteü Fl'emdsprache sind für die Kiassen 7 bis 10 - soweit düi'chgehend belegt­
mindestens 14 Wochenstunden vorzusehen. 
4 Für die Ergänzungsstunden gilt § 19 Absatz '3. Eine weitere (zweite oder dritte) Fremdsprache wird - soweit durchgehend 
belegt - von Klasse 9 bis 10 mit je vier Wochenstunden unterrichtet. 



Anhang zu Nmnuler 37 Anlage 5 

Stundentafeln für die Sekundarstufe I - Realschule in der Aufbauform 

-

I(lasse 7 bis 10 
LernbereichfFacb 

Deutsch i6 
Gesellschaftslehre 1 

: 15 
Geschichte 
Erdkunde 
Politik 

. Mathematik 16 

. Naturwissenschaften 1 
: 16 

Biologie 
Chemie 
Physik 
Englisch 14 . 

Kunst, Musik, 8 

Textilgestaltung1
: 

Kunst 
Musik' 
Textilgestaltmlg 
R~ligion2 8 

Sport 10 bis 12 
Wahlpflichtunterricht 14 
Kemstunden 117 bis 119 
Ergänzungsstunden3

' 10-12 

W ochenstundenralunen Klasse 7: 30-33 
Klasse 8: 30-33 
Klasse 9: 3 t -34 
Kla~se 10: 31-34 

Gesruntwochenstunden 129 
Zusätzlich: Bis zu fünf Wochenstunden lTIuttersprachlicher Unterricht 

1 Innerhalb der Lembereiche sind die nach dieser Stundentafel zu erteilenden Fächer gleichwertig zu berücksichtigen. 
:2 Für den Unterricht in Praktischer Philosophie gilt § 3 Absatz 5. 
3 Für die Ergänzungsstunden gilt § 15 Absatz 3. 



Anhang zu Nummer 38 Anlage 6 

Stundentafeln für die Sekundarstufe 1-
Gynlnasium in der Autbauform 

Klasse Kontingent 
LernbereichlFach 7 bis 10 
Deutsch 13 
Lernbereich Gesellschaftslehre 1 17 
Geschichte 
Erdkunde 
Wirtschaft-Politik 
Mathenlatik· 13 
Lernbereich N a4IrwissenschafteIt 17 
Biologie 
Cheluie 
Physik 
Englisch 13 (14) 
Zweite Fremdsprache 15 (14) 
Kunst, lvlusik:l 10 
Kunst 
Musik 
Rtfligionslehre/Praktische. 8 
Philosophie 
Sport 11 
Wahlpflichtunterricht4 6 

Kernstunden 123 
Ergänzungsstunden) 6 
W ochenstul1denrallluen Klasse 7-10: 30-33 Stunden 
Gesamtwochel1stunden 129 
Zusätzlich: Bis zu fünf Wochenstunden muttersprachlicherUnterricht 

I Die Fächer Erdkunde. Geschichte und Wirtschaft-Politik müssen zwischen Klasse 7 und 10 mit jeweils mindestens fünf 
Wochenstunden unterrichtet werden. Die darüber hinausgehenden verpflichtenden Stunden in diesem Lernbereich sollen 
vorrangig der Stärkung der ökonomischen Bildung dienen. Alle Fächer werden in Klasse] 0 unterrichtet; hiervon kann auf 
deI: Basis eines Konzepts, das den Gesamtstundenumfang der einzelnen Fächer in der Sekundarstufe I sichert,nach Beschluss 
der Schulkonferenz abgewichen werden. 
2 Die Fächcr Biologie, Chemie und Physik müssen zwischen Klasse 7 und 10 mit jeweils mindestens fUnfWochenstundcn 
unterrichtet werden. Die darüber hinausgehenden verpflichtenden Stunden in diesem Lernbereich können der Stärkung der 
informatischen Bildung dienen. Alle Fächer werden in Klasse 10 unterrichtet; hiervon kann auf der Basis eines Konzepts, das 
den Gesamtstundenumfang der einzelnen Fächer in der Sekundarstufe I sichert, nach Bcschluss der Schulkonferenz 
abgewichen V\'erd~n:Der Yl1t~rrichtim Fach Chemie begimlt in~er!Z~gel ab Klasse 7. 
3 Die Fäcllel: Klll1st .lnd Musik werden zwischc-n Klasse 7 und i 0 insgesamt mit mindestens vierVlToc:henstunden je t:ä.ch 
unterrichtet 
4 Der Wahlpflichtunterrichtfindet in den Klassen 9 und 10 statt. Hicrfür gilt § J 7 Absatz 3. Für einen etwaigen Unterricht in 
der dritten Fremdsprache sind insgesamt acht Wochenstunden, d.h. der Einsatz von zwei Ergänzungsstunden, vorzusehen. 
5 Für die Ergänzungsstunden gilt § ] 7 Absatz 4. 



Anhang zu Nummer 39 Anlage 7 

Stundentafeln für die Sekundarstufe 1-
Sekundarschule in integrierter und teilintegrierter Form 

Klasse Sund 6 7 bis 10 Wochenstun 

LernbereichlFach den 

Deutsch 8 16 24 

Gesellschaftslehre 1 

6 ' 12 18 
Geschichte 
Erdkunde 
Politik 

Mathematik 8 16 24 

Naturwissenschaften 1 

6 14 20 
Biologie 
Chemie 
Physik 

Englisch 8 14 22 

Arbeitslehre l 

2-3 7-8 10 
Hauswirtschaft 
Technik 
Wirtschaft 

KÜllstl./musischer 8 8 16 
Bereichl 

Kunst 
Musik 

Religionslehre2 

4 8 12 

Sport 6-8 10-12 18 

Wahlpflichtunterriche 12-15 12-15 

Kernstunden 56-59 117-123 176-179 

Ergänzungsstunden 4 
9-12 

Wochenstundenrahmaen Klasse 5: 28-31 Klasse 7: 30-33 
Klasse 6: 29-32 Klasse 8: 30-33 

Klasse 9: 31-34 
Klasse 10: 31-34 

GesamtstundeJ.1 188 

Zusätzlich: Bis zu fünf Wochenstunden muttersprachlicher Unterricht 

Alle Lernbereiche können fächerintegrielt oder fächergetrennt unterrichtet werden. Innerhalb des jeweiligen 
Lernbereichs sind die Fächer während des Bildungsganges gleichgewichtig zu berücksichtigen. 

2 Für den Unterricht in Praktischer Philosophie gilt § 3 Abs. 5. 
3 Der Wahlpflichtunterricht beginnt in Klasse 7. Es gilt § 20 Abs. 2 in Verbindung 'mit § 20 Abs. 1 Satz 2. Für etwaigen 

Unterricht in der zweiten Fremdsprache sind für die Klassen 7 bis 10 SOWelt durchgehend belegt - mindestens 14 
Wochenstunden vorzusehen. 



4 Für die Ergänzungsstunden gilt § 20 Abs. 3. Eine weitere (zweite oder dritte) Fremdsprache wird - soweit durchgehend 
belcgt- von Klasse 9 bis 10 mit je 4 Wochenstunden unterrichtet. 



Anhang zu Nunl111er 40 Anlage 8 
--

Stundentafeln für die Sekundarstufe I -
Sekundarschule in kooperativer Form nlit drei Bildungsgängen 

Klasse 5 und 6 7 bis 10 W oehenstun 

Lernbereieh/Faeh den 

Deutsch 8 Gyl :14 GY:22 
RS1

: 16 RS :24 
HS1 

: 19 HS :27 
Gesellschaftslehre2 6 GY: 17 GY:23 
Geschichte RS: 15 RS: 21 
Erdkunde HS: 12 HS: 18 
Politik 

Mathematik 8 GY: 14 GY: 22 
RS: 16 RS: 24 
HS: 16 HS:24 

Naturwissenschaften Z 6 GY: 17 GY: 23 
Biologie RS: 16 RS: 22 
Chemie HS: 12 HS: 18 
Physik 

Englisch 8 GY: 14 GY: 22 
RS: 14 RS: 22 
HS: 14 HS:22 

Zweite Fremdsprache j GY: 15 GY: 15 
RS:O RS: 0 
HS: 0 HS:O 

Arbeitslehre Z 2-3 GY: 0 GY: 2-5 
Hauswirtschaft RS: 0 RS: 2-3 
Technik HS: 9-10 HS: 12 
Wirtschaft 

KÜllstl.l 8 9 17 
-musischer Bereich 2, 4: 

Kunst 
Musik 
Re1igionslehre :> 4 8 12 

Sport 6- 8 10-12 18 

Wahlpflichtunterricht 5, () GY: 6 GY: 6 
RS: 14 RS: 14 

HS: 10-15 HS: 10-15 

Kemstunden 56-59 GY: 124-126 GY: 182~183 
RS: 118-120 RS: 176-177 
HS: 119-127 HS: 178-183 

Ergänzungsstunden 'f GY: 5-6 
RS: 11-12 
HS: 5-10 



W ochenstundenralunen Klasse 5: 28- Klasse 7: 30-33 
31 Klasse 8: 30-33 

Klasse 6: 29- Klasse 9: 31-34 
32 Klasse 10: 31-34 

Gesamtstunden 188 

Zusätzlich: Bis zu fünf Wochenstunden Inuttersprachlicher UntelTicht 

1 GY == Gymnasialer Bildungsgang, RS = Realschulbildung, HS = Hauptschulbildungsgang 
2 Innerhalb des jeweiligen Lernbereichs sind die Fächer während der Bildungsgänge gleichgewichtig zu berücksichtigen. 
3 Für den Bildungsgang der Realschule sind die Stunden fUr die zweite Fremdsprache gern. § 20 Abs. I durchgängig im 

Wahlpflichtunterricht verortet, flir den gymnasialen Bildungsgang ab Klasse 7 im Pflichtbereich. Für den Unterricht in 
der zweiten Fremdsprache sind für die Klassen 7 bis 10'- soweit durchgehend belegt - mindestens 14 Wochenstunden 
vorzusehen. Im Bildungsgang der Realschule kann an Stelle einer Fremdsprache ab Klasse 7 auch ein anderes Angebot 
aus dem WahlpflichtunterriC# gewähkwerden. Für den Bildungsgang der Hauptschule gilt § 14 Abs. 4. 

4 Im künstlerisch/musischen Bereich des Real· und Hauptschulzweiges kann auch das Fach Textilgestaltung angeboten 
werden. 

5 Für den Unterricht in Praktischer Philosophie gilt § 3 Abs. 5. 
6 Für den Wahlpflichtunterricht gilt § 20 Abs. 1 Satz 2. Im gymnasialen Bildungsgang wird die dritte Fremdsprache im 

Rahmen des Wahlpflichtunterrichtes ab Klasse 9 angeboten. 
7 Für die Ergänzungsstunden gilt § 20 Abs. 3. Eine weitere (zweite oder dritte) Fremdsprache wird in den nicht 

gymnasialen Bildungsgängen - soweit durchgehend belegt - von Klasse 9 bis 10 rilitje 4 Wochenstunden unterrichtet. 



Anhang zu Nunll11er 41 Anlage 9 

Stundentafeln für die Sekundarstufe 1-
Sekundarschule in kooperativer Form mit zwei Bildungsgängen 

I(lasse 5und6 7 bis 10 Wochenstun 

LernbereichlFach den 

Deutsch 
8 EE l

: 16 EE:24 
GEI: 18 GE: 26 

Ges~llschaftslehre 2 
6 EE: 15 EE: 21 

Geschichte GE: 12 GE: 18 
Erdkunde 
Politik 

Mathematik 8 EE: 16 EE:24 
GE: 16 GE: 24 

N aturwissenscha:(ten2 

6 EE: 16 EE:22 
Biologie GE: 12 GE: 18 
Chemie" 
Physik 

Englisch 8 EE: 14 EE:22 
GE: 14 GE: 22 

Arbeitslehre 1-
2-3 

EE: 0 EE: 2-3 
Hauswirtschaft GE: 9-10 GE: 12 
Technik 
Wirtschaft 

Künstl./musischer 8 8 16 
Bereich 2,4: 

. Kuust 
Musik 

Religionslehre ) 4 8 12 

Sport 6-8 10-12 18 

Wahlpflichtunterricht j 
12-14 12-14 

Kernstunden 56-59 EE: 115-120 EE: 173-176 
GE: 119·124 GE: 178-180 

Ergänzungsstunden () EE: 12-15 
GE: 8-10 

WochenstundenTabrnen Klasse 5: 28-31 Klasse 7: 30-33 
Klasse 8: 30-33 

Klasse 6: 29-32 Klasse 9: 31-34 
Klasse 10: 31-34 

Gesruntstunden 188 

Zusätzlich: Bis zu fünf Wochenstunden muttersprachlicher Unterricht. 

GE = Grundebene, EE = Erweit~rungsebene 



2 lnnerhalb des jeweiligen Lernbereichs sind die Fächer während der Bildungsgänge gleichgewichtig zu berücksichtigen. 
3 Für den Wahlptlichtunterricht gilt § 20 Abs. 1 Satz 2. Die zweite Fremdsprache ist ab Klasse 7 bis 10 anzubieten. l;'ür 

etwaigen Unterricht in der zweiten Fremdsprache sind fur die Klassen 7 bis 10 - soweit durchgehend belegt­
mindestens 14 Wochenstunden vorzusehen. In der Erweiterungsebene sind ab Klasse 7 alle übrigen Angebote 
dreistündig zu erteilen. 

4 Im ki.instleriscb/musischen Bereich kann in der Grundebene (GE) auch das Fach Textilgestaltl.lng angeboten werden. 
S Für den Unterricht in Praktischer Philosophie gilt § 3 Abs. 5. 
6 Für die Ergänzungsstunden gilt § 20 Abs. 3. Eine weitere (nveite oder dritte) Fremdsprache wird - soweit durchgehend 

belegt - von Klasse 9 bis 10 mit je 4 Wochen·stunden unterrichtet. 



Begründung 

" Allgemeiner Teil 
Obwohl die zum Schuljahr 2005/2006 erfolgte Unlstellung auf den verkürzten achijährigen 
Bildungsgang ün GYllDlasimn (G8) danlais einein breiten gesellschaftlichen und politischen 
Konsens entsprach, riss die Debatte um die Dauer des Bildungsgangs inl GYllDlasillln in 
Nordrhein-Westfalen nie ganz ab. Sie nlündete schließlich in eirte breite bildungspolitische 
Debatte, die verstärkt seit 2015 konkret über eine Rückkelu' zum neunjährigen Bildungsgang 
(G9) geführt wurde. Die Einführung von G8 fand in großen Teilen der (betroffenen) 
Öffentlichkeit nicht dauerhaft die notwendige Akzeptanz, um an Gymnasien als einzige 
Organisationsform"fortgefiilui zu werden. 

Die regierungs bildenden Parteien von CDU und FDP nahlnen dies zur Kenntnis und kamen 
infolgedessen iIn "Koalitiollsvertrag für Nordrhein-Westfalen 2017-2022" überein, als 
Leitentscheidung ab deIn Schuljahr 2019/2020 an den Gymnasien den neunjährigen 
Bildungsgang einzuführen. Zugleich sollte füt Gymnasien, die beim achtjährigen" 
Bildungsgang bleiben wollen, eine unbürokratische Entscheidungsmöglichkeit für G8 eröffnet 
werden. " 

Diese Leitentscheidung wurde mit deIn "Gesetz zm" Neuregelung der Dauer der 
Bildungsgänge am Gymnasiunl" (1~. Schulrechts,änderwlgsgesetz) vom 21. Juli 2018 
umgesetzt, welches zum 1. August 2019 in Kraft tritt (GV. NRW. S. 404). Es erfasst die 
Klassen 5 und 6 der G9-Gymnasien, also erstmalig auch die Kinder, die bereits ZUln Schuljahr 
2018/20,19 in 'die Klasse 5 eines Gyll11iasiums aufgenommen wurden. 

Aus der Leitentscheidung folgt, dass zum Schuljahr 2019/2020 grundsätzlich alle öffentlichen 
Gymnasien auf einen neunjährigen Bildungsgang umgestellt werden, wenn ihre 
Schulkonferenzen nicht von der einmalig vorgesehenen Option Gebrauch machen und" sich ZU 

Beginn des Schuljahres 2018/2019 (bis spätestens ZUln 31. Januar 2019) durch eine Mehrheit" 
von mehr als zwei Dritteln ihrer Mitglieder für den Verbleib beim achtjährigen gymnasialen 
Bildungsgang entscheiden. 

Die Ausbildungs- und Prüf~gsordnung SekUlldarstufe I (APO-S I) regelt die Bildungsgänge 
in der Sekundarstufe I für alle Schulfonnen, einschließlich des GymnasiUlTIs, und wurde 
zuletzt durch Verordnung vom 21. März 2017 geändert (GV. NRW. S. 375). 

Während für die G8-Gynlnasien die derzeit geltenden Regelungen der APO-S I inhaltlich 
unverändert erhalten bleiben, Inacht die Umsetzung der im 13. Schulrechtsänderungsgesetz 
getroffenen Leitentscheidung für einen neunjährigen Bildungsgang anl Gymnasium und die 
damit künftig sechsjährige Sekundarstufe I nUlUnehr erneut umfassende Ändelungen der 
APO-S I erforderlich. 

Diese Änderungen der A-PO-S I betreffen im Wesentlichen: 

• Die ll1it der Einführung zweier gymnasialer Bildungsgänge (achijäluig Ulld neunjährig) 
vorzunehmende Differenzierung zwischen diesen. . 

• Die Verschiebung des Frel11dsprachenbeginns in die Klasse 7 in allen Schulformen 
und Bildup.gsgängen, deren Regeldauer der Ausbildung 111 der Sekundarstufe -1 sechs" 
"Jahre beträgt, sowie die sich daraus ergebenden Konsequenzen." 

• Die Aktualisierung Ulld Ergänzung der Stunde:ltafeln. 



• Die Einführung des Abschlussverfahrens am Ende der Klasse 10 (ZP 10)' auch am 
Gymnasium mit neunjährigem Bildungsgang. 

• Erweiterung der Möglichkeiten zur Verkü.rzung des neunjährigen gymnasialen 
Bildungsgangs. 

• Die Fächeröffnung/-erweiterung im Wahlpflichtunterricht am GYlnnasimn. 

Außerdem wird nach denl in der Plenarsitzung vonl13.06.2018,angenOlIunen Antrag der 
Fraktionen der CDU und der FDP "EItelTI, Lehrkräften und Schulträgern Planungssicherheit 
geben - äußere Differenzierung an Realschulen gestalten und einen Hauptschulbildungsgang 
ab Klasse 5 ermöglichen" (Drucksache 17/2748) in einem ersten Schritt die Begrenzung des' 
Unterrichts vOn Schülerinnen und SchülelTI des Hauptschulbildungsgangs'in äußerer 
Differenzierung von bis zu einelll Drittel auf nlaximal die Hälfte der in der Stundentafel 
vorgesehenen Wochenstunden erhöht. .. 

Inl Übrigen werden vereinzelt redaktionelle Anpassungen und sprachliche Klarstellungen 
vorgenommen. 

Zu Artikell 

Zu Nummerl 
. Redaktionelle AnpassIDlgen an die ün Verordmingstext vorgenOlnment:n Änderungen (siehe 
dazu die Nummern 9, 11, 14, 15, 17,20,30 (§§ 9,11,15,16, 18, 21,46 jeweils zur 
Überschrift)) . 

Zu Nummer 2 (§ lAbsatz 2 und 3) 
Redaktionelle Änderung: Durch Artikel 1 NI. 9 des Ersten Gesetzes zur Umsetzung der VN­
Behindertenrechtskonvention in den Schulen (9. Schulrechtsänderungsgesetz) vom 5. 
November 2013 wurde in § 46 der heutige Absatz 4 neu eingefügt. Die bis dahin geltenden 
Absätze 4 bis 8 wurden die neuen Absätze 5 bis 9. Die in Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 
enthaltenen Absatzangaben zu § 46 SchulG sind daher im Absatz 2 i'nAbsatz 6.sowie im 
Absatz 3 in Absatz 5 und 6 zu korrigieren. 

Zu Nummer'3 (§ 2) 
Folgeänderung der Umsetzung des 13.Bchulrechtsänderungsgesetzes. Durch die Einführung 
zweier gymnasialer Bildungsgänge (achtjährig und neunjährig) wird eine sprachliche 
Differenzierung zwischen diesen erforderlich. Da die Regeldauer der Ausbildung in der 
Sekundarstufe I am Gymnasium nach der Leitentscheidung für G9 grundsätzlich wieder sechs 
Jahre beträgt, ist die davon abweichende Regeldauer arh GYlnnasium mit achtjährigem 
Bildungsgang hervorzuheben. 

Zu Nummer 4 (§ 3 Absatz 3) 
Durch die mit dieser Änderung verbundene Öffnung wird klargestellt, dass die Nutzung der 

- Ergänzungsstunden auch für die Profilbildung möglich ist. Dies war bislang ,nur für die 
Gymnasien geregelt (§ 17 Abs. 4). 

Zu Nummer 5 (§ 4 Absatz 4) 
Folgeänderung der Ulusetzung des 13. Schulrechtsänderungsgesetzes. Sprachliche 

. __ ._- 'Differenzierungzwischen-G8und-G9;' ' 

Zu Nummer 6 (§ 5 Absatz 4) 



Da die Sprachprüfung anstelle von Pflichtfrelndsprachen oder Wahlpflichtfremdsprachen 
. (Feststellungsprüfung) und die Sprachprüfung, welche Schüleriilnen und Schüler, die ergän~ 

zend zur für sie geltenden Stundentafel mn herkunfts sprachlichen Unterricht teilgenommen 
haben, am Ende ihres Bildungsgru).gs in der Sekundarstufe I ablegen (§ 5 Abs. 3), immer 
wieder verwechselt werden) erfolgt durch diese Ändenmg eine sprachliche KlarsteIlung. 

Zu Nunimer .7 (§ 6 Absatz 9) 
Siehe Begründung zu Nummer 9 (§ 9 Absatz 1). 

Zu Nummer 8 (§ ., Absatz 5, 6 und 7) 
Zu Absatz 5 
Mit der Neufornlulierung der Sätze 1 und 2 entfällt die Verpflichtung zur Erstellung von 
Förderplänen, ohne dass Eltern ihren Anspruch auf die notwendige fufQrmation über 
Fördemlöglichkeiten verlieren, Dies entspricht den ün Koalitionsvertrag.vereinbarten Zielen 
von mehr pädagogischer Freiheit, der Entlastung der Lehrkräfte und der EntbÜfokratisierung. 
Zugleich wird mit der Neuformulierung eneicht, dass § 7 Abs. 5 APO-S I und der zitierte § 
50 Abs. 3 SchulG wieder vollständig luiteinander in Einklang stehen. 

Zu Absatz 6 
Folgeänderung der Umsetzung des 13. Schulrechtsänderungsgesetzes. Durch die Einführung 
zweier gymnasialer Bildungsgänge (achtjährig und neunjährig) ist es wie bei Sekundarschulen 
in kooperativer Fonn Init nach Schulformen getrennten Bildungsgängen künftig auch auf den 
Zeugnissen des GYlnnasiums erforderlich anzugebe~, auf welchen gymnasi~len Bildungsgang 

. sich die Noten beziehen. 

Zu Absatz 7 ' 
Aus demselben Grund muss künftig auch bei einem Wechsel von einem oder an ein 
Gymnasium im Überweisungszeugnis vermerkt werden, zum Besuch welcher Jahrgangsstufe 
sowie welcher Schulform und gegebenenfalls welchen Bildungsgangs der Sekundarstufe I die 
Schül~rin oder der Schüler berechtigt ist. Die Vorschrift ist entsprechend zu ergänzen. Die 
Formulierung "in eine andere Schulform der Sek:w1darstufe I" ist durch die Einfiihrung zweier 
gymnasialer Bildungsgänge unvollständig. Sie wird zugleich durch die Ergänzung ersetzt. 

Zu Nummer 9 (§ 9 Überschrift, Absatz 1 und '2) 
Zur Überschrift und zu Absatz 1 
Der Sprachgebrauch wird an das Schulgesetz angepasst (siehe zum Beispiel § 2 Absatz 5 und 
§ 19 Absatz 1 und 5 SchuIG). Er folgt dem Beschluss der Kultusministerkonferenz "Inklusive 
Bildung von Kindei11 und Jugendlichen mit Behinderungen an Schulen'4 vom 20.. Oktober 
20.11. Die Formulierung soll verdeutlichen, dass die Sonderpädagogik im Schulsystem einen 
ergänzenden und 'nicht einen ersetzenden Auftrag hat. Der Begriff "sonderpädagogische 
Unterstützung" wird im Schulgesetz verWendet, wenn es um den individuellen Bedarf einer 
Schülerin oder eines Schülers geht. Der 'Begriff "sonderpädagogls~he Förderung" beschreibt 
dagegen den Auftrag der Lehrerinnen und Lehrer und der Schulen. 

Zu Absatz 2 
Diese Änderung hat wie schon der Absatz in der bisherigen Fassung keinen eigenständigen 
Regelungscharakter. Er velweist auf die, Geltung der AusbildUngsorcInung 
sonderpädagogische Förderung (AO-SF) insgesanlt sowie auf die Vorgaben des 
Schulgesetzes, der APO-S I und der AO-SF ZUlU Gemeinsanlen Lernen. Die Neufassung folgt 
dem 9. Schulrechtsänderungsgesetz Ulld der daran angepassten AO-SF. 
Zu Nummer 10 (§ 10 Absatz 2) 
Redaktionelle Folgeanpassung zu Numlner 20 Buchstaben a Und b. 



Zu Nummer 11 (§ 11 Überschrift und Absatz 3) 
Zur Überschrift 
Folgeänderung der Ull1Setzung des 13. Schulrechtsänderungsgesetzes. Durch die Einführung 
zweier gynmasialer Bildungsgänge (achtjährig und neulljährig) wird eine sprachliche 
Differenzierung zwischen diesen erforderlich. 

Zu Absatz 3 
Auch dabei handelt es sich unleine Folgeänderung der UlTISetzung des 13. Schulrechtsände­
rungsgesetzes. Durch die Verschiebung des Beginns der zweiten Fremdsprache von der 
Klasse 6 in die Klasse 7 ist diese Regelung für einen Wechsel an alle Schulformen oder in alle 
Bildungsgänge, deren Regeldauer der Ausbildung in der Sekundarsl11fe I sechs Jahre beträgt, 
also auch rur den Wechsel in den neunjährigelTI Bildungsgang des Gynmasiums, nicht mehr 
erforderlich (siehe dazu Begründung Nummer 16 (§ 17 Absatz 2)). Durch die öffnende 
Fonuulierung soll zu diesem Zeitpunkt ein Wechsel zum Gyrrinasium nlit achtiährigem 
Bildungsgang nach einer Einzelfallprüfung (z. B. für (sprachlich) besonders begabte oder 
mehrsprachig erzogene Schülerinnen und Schüler) weiterhin möglich sein. Über die 
Aufnahnle entscheidet die Sc1iulleiterin oder der Schulleiter des aufnehmenden G 8-
GymnasiUll1s (§ 46 Absatz 1 SchuIG). 

Zu Numnter 12 (§ 12 Absatz 1 und 2) 
Zu Absatz 1 
Siehe Begründung zu Nummer 11 (§ 11 Absatz 3). 

, , 

Zu Absatz 2 Satz 1 
Folgeänderung der Umsetzung des 13. Schulrechtsänder:ungsgesetzes. Durch die Einführung 
zweier gynlnasialer Bildungsgänge (achtjährig und neunjährig) wird eine sprachliche 
Differenzierung zwischen diesen erforderlich. Die Regelung fiir das Gymnasium mit 
acp.tjährigem Bildungsgang bleibt inhaltlich unverändert erhalten. Die Regelung fiir die 
Gymnasien in Aufbauform ist nicht mehr erforderlich, da diese künftig nicht luehr errichtet 
werden können. An die Stelle des GymnasiUlus in der Aufbauform tritt in der Regelung das 
GYlnnasiUlu mit neunjährigein Bildungsgang. Für die bestehenden Gymnasien in Aufbauform 
(Art. 4 Abs. 6 des 13. Schulrechtsänderungsgesetzes) gilt die geänderte Vorschrift für das 
GymnasiUln mit neunjährigem Bildungsgallg (§ 17 Abs. 6 (neu)). Aufgrund der Verschiebung 
des Begimls der zweiten Frenldsprache ist der Übergang von versetzten Schülerinnen und 
Schülern der Hauptschule bei festgestellter Eignung in die Klasse 7 des G9-Gymnasiums oder 
~ines bestehenden Gymnasiunls in Aufbaufonu ll1Öglich. Für Schülerinnen und Schüler der 
Realschule in Aufbauform gelten die Bestimmungen für die Realschule (§ 15 Abs. '5' (neu)). 

Zu Absatz 2 Satz 2 
Gleiches gilt rlir versetzte Schülerinnen und Schüler der Realschule. Diese konnten bisher rul1 
Ende der Klasse 6 in die Klasse 7 des GymnasiUllls mit achtjährigem Bildungsgang wechseln. 
Die Verschiebung der zweiten Fremdsprache rührt grundsätzlich auch zu einer Verschiebung 
der anl G8-Gynlnasium zu besuchenden Einstiegsklasse. Die Fornlulierung "in der Regel" 
verdeutlicht jedoch, dass anders als in Absatz 1 - die versetzten SchüleriImen und Schüler 
der Realschule in besonderen Einzelfällen nach entsprechender Einpfehlung der 
Klassenkonferenz und Entscheidung der Eltern ausnahmsweise auch in die Klasse 7 des . 
Gymnasiums n1it achtj ährigein Bildungsgang wechseln können. Über die Aufnahme 
entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter des aufnelunenden G 8- GYlnnasiums (§ 46 
Absatz 1 SchuIG). 

Zu Nummer 13(§ 13 Absatz 5) 



Folgeänderung der Unlsetzung des 13. Schulrechtsänderungsgesetzes. Satz 1 wird zur 
Regeltmg für den Wechsel an ein Gymnasium ll1it neunjährigenl Bildungsgang. Die Regelung 
für das GYlnnasiulll in Aufbaufonn ist nicht nlehr erforderlich (s. o. Begründung zu NUffilner 
10). 

Durch die Verschiebung des Beginns der zweiten Frelndsprache von der Klasse 6 in die 
, Klasse 7 (siehe dazu BegrÜl1dlmg zu Nununer 16 (§ 17 Absatz 2)) wäre ein Wechsel an ein 

GynlnasiUllllnit ach"tiährigenl Bildungsgang zu diesenl Zeitpunkt nach der bisherigen 
Regelung ausgeschlossen. Durch die öffnende Fo'nnulierung des neuen Satz 2 wird dies nach 
einer Prüfung des Einzelfalls (z. B. fÜr (sprachlich) besonders begabte oder Ine1u'spraclllg 
erzogene Schülerinnen und Schüler) weiterhin lnöglieh sein. Über die Aufnahme entscheidet 
die Sehulleiterin oder der Schulleiter des aufnehmenden G8-Gytlli1asiunls (§ 46 Absatz '1 
SehuIG). 

Zu Nummer 14 (§ 15 Überschrift, Absatz 2, 3 und 5) 
Zu Absatz 2 
Die zweite Freilldspraehe beginnt künftig anl Gynlnasium nüt neunjährigem Bildungsgang in 
Klasse 7 (siehe dazu Begründung zu Numlner 16 (§ 17 Absatz 2). UIll die' Durchlässigkyit 
zu anderen Schulsysteluen weiterhin zu gewährleisten, wird auch in allen anderen 
Schulformen und Bildungsgängen, deren Regeldauer der Ausbildung in der Sekundarstufe I 
sechs Jahre beträgt, der Beginn der zweiten Fremdsprache auf Klasse 7 verschoben. An der, 
Realschule fallt. dies nlit dem WahlpfliQhtunterricht zusan1ll1en,. so dass der 
Wahlpflichtunterricht künftig u. a: nicht mehr die fortgeführte, sondern die neu einsetzende 
zweite Fremdsprache "umfasst". 

Die ÄndefUl1g der Fonnulierung "bietet an" in "Ulnfasst" stellt klar, dass - anders als im 
Walupflichtunterricht am GYlnnasiU1n - an der Realschule ein Anspruch auf Unterricht in der 
fortgeflilnien zweiten FreIlldsprache ab Klasse 7 besteht, un1 die Bele'gverpflichtung der 
zweiten Fremdsprache bereits in der Sekundarstufe I erfüllen zu können {siehe dazu 
Begründung zu NUlnmer 16 (§ 17 Absatz 2)). An der Realschule handelt es sich bei der Wahl 
der zweiten Fremdsprache um eine laufbahnrechtIich relevante Entscheidung, die nicht allein 
von organisatorischen Gründen abhängig gelllacht werden darf.' 

Die Regelung des § 5 Absatz 1 Satz 1 bleibt weiterhin unberührt. 

Mit deIn "Gesetz zur Sicherung von Schullaufbahnen und zur WeiterentwicklUllg des 
Schulreehts" (12. Schulrechtsänderungsgesetz) vonl 25. Juni 2015 wurde zur Sicherung von 
Schullaufbahnen der gleichlautende,§ 132 c in das Schulgesetz eingefügt (GV. NRW. S. 499). 
Seitdem ist es möglich, an Realschulen ab Klasse 7 einen Bildungsgall:g ~inzurichten, der zu 
den Abschlüssen der Hauptschule führt. Die Umsetzung des § 132 c Schulgesetz auf 
Verordnungsebene erfolgte durch Einflihrung des heutigen § 47 APO-S I sowie des Satzes 2 
in § 15 Absatz 3 (qV. NRW. S. 186). 

Da bis zu dieser ÄnderUllg an Realschulen - im Gegensatz zu Hauptschulen - kein 
Lelubereich Arbeitslehre angeboten wurde, wurde die Regelung des § 15 Absatz 3 Satz 2 für 

. Realschulen, an denen' nach § 47 ein Hauptschulbildungsgang eingerichtet werden soll, 
erforderlich. \Vährend für die Schülerinnen und Schüler im Hauptschulbildungsgang einer 
solchen Realschule die Belegung des Schwerpunktfaches Arbeitslehre Pflicht ist, sollte für 
Schülerinnen und Schüler im Bildungsgang der Realschule dieser Schule der Lernbereich 
Arbeitslehre iIu Wahlpflichtbereich angeboten werden, auch un1 angelnessene . 
Lerngruppengrößen zu siehenl. 



Für den Fall, dass diese auch bereits ohne Schülerinnen und Schüler des 
Realschulbildungsgangs erreicht werden, stellt die neue Formulierung klar, dass Realschulen 
im Realschulbildungsgang den Wahlpflichtbereich Arbeitslehre nicht zur Wahl stellen 
müssen. 

Zu Absatz 3 
Eine weitere modeme Frenldsprache wird an Realschulen ki.inftig ab Klasse 9 angeboten. 
Dadurch wird das ulögliche Erlernen einer dritten Fremdsprache wie an anderen 
Schulfornlen - iIn Abstand von zwei Jahren zum Einsetzen der zweiten Fremdsprache 
gehalten. 
Um den fachlichen Erfordernissen des Sprachlembeginns nachzukOlnmen und den Nutzen der 
Belegung einer zweiten oder dritten Fremdsprache zu wahren, sind dafür - wie im 
Wahlpflichtunterricht atn GYlnnasium mit neunjährigem Bildungsgang - in den Klassen' 9 und 
10 jeweils 4 Wochenstunden vorgesehen. 

Zur Überschrift und zu Absatz 5 
Die Regelung des § 16 für die Realschule in Aufbauform enthält künftig mit Ausnahme des 
Verweises auf die für sie geltende Stundentafel inhaltlich keine Abweichungen mehr von 
der Realschule. Der Wahlpflichtunterricht, der künftig auch die neu einsetzende zweite 
Fremdsprache Ulnfasst, begimlt an Realschule und Realschule in Aufbauform nunmehr 
einheitlich ab Klasse 7. Aus diesem Grund und uin die APO-S I diesbezüglich mit dem 
Gymnasium (in Aufbaufonn) systeillatisch zu vereinheitlichen (siehe dazu Begründung zu 
NUlnmer'16 (§ 17 Absatz 6) und 17 (§ 18») erfasst § 15 in' Absatz 5 künftig auch die 
Realschule in Aufbaufoffi1. Die Überschrift ist entsprechend zu ergänzen. § 16 wird 
aufgehoben. 

Zu Nummer 15 (§ 16) 
Folgeänderungzu Artikel 1 NI. 14 (§ 15 Absatz 5). 

Zu Nummer 16 (§ 17 Absatz 2, 3,4,5 und 6) 
Zu Absatz 2 . 
Im Rahmen der Umstellung auf den verkürzten, acht jährigen Bildungsgang im GymnasiUlll 
(G8: fünfjährige Sekundarstufe I und dreijährige Oberstufe) ZUln Schuljahr 2005/2006 wurde 
der Beginn der zweiten Freilldsprache in die Klasse 6 verschoben (GV. NRW. S. 546), um die 
Belegverpflichtung einer zweiten Fremdsprache in der Einführungsphase der gymnasialen 
Oberstufe (mindestens vier Jahre, KMK- Vereinbarung zur Gestaltung der gymnasialen 
Oberstufeund der Abiturprüfung vonl 07.07.1972 1. d. F. vom 15.02.2018) bereits in der 
Sekundarstufe I erfüllen zu können. 
Dies wird mit der Einflihrung des Gynlnasimlls mit neunjährigem Bildungsgang wieder 
rückgängig genlacht. Die Belegverpflichtung katm mit Beginn der zweiten Fremdsprache in 
Klasse 7 in der Sekundarstufe I erfüllt werden. Damit wird zugleich dem Wunsch der 
deutlichen Mehrheit der Schulen und schulischen Verbände entsprochen, Kindern -
insbesondere in den ersten bei den Jahren an der weiterflihrenden Schule und zwar nicht nur 
an Gymnasien, sondern an allen Schulfonnen - mehr Zeit für ihre Ausbildung zu geben. Um 
die Durchlässigkeit zu anderen Schulsystemen weiterhin zu gewährleisten, wird folglich auch 
in allen anderen, Schulfoflllen und Bildungsgängen, deren Regeldauer der Ausbildlmg in der 
Sekundarstufe I sechs Jahre beträgt, der Beginn der zweiten Fremdsprache auf Klasse 7 
verschoben. 

An--Gymnasien, die beim achtjährigen Bildungsgang-bleiben wollen;, setzt die zweite, 
Frenldsprache weiterhin in Klasse 6 ein. Insoweit ist eine sprachliche Differenzienll1g 
erforderlich. 



Zu Absatz 3 
Der Wahlpflichtunterricht mu Gymnasiml1 bleibt zweijährig, setzt auf grund der sechsjährigen 
Sekundarstufe I ün neunjährigen Bildungsgang jedoch wie vor der Verkürzung auf G8 künftig 
eIst in Klasse 9 ein. Die Möglichkeit, eine dritte Fremdsprache zu erlernen, wird wie bisher 
itn Abstand von zwei Jahren Zlilll Einsetzen der zweiten Frenidsprache ge~alten. Im 
GYlnnasiunl mit achtjährigen1 Bildungsgang setzt derWahlpflichtunterricht unverändert in 
Klasse 8 ein. Insoweit ist eine sprachliche Differenzierung erforderlich. 

Itn Sinne der Erweiterung schulischer Gestaltungsluöglichkeiten wird außerdenl für die 
Gynulasien (G8 und G9) das zulässige Fächerangebot geöffnet. 

Die derzeitige Regelungslage für diesen Bereich variieli zwischen den SchulfOlmen erheblich. 
Während für die Schulformen längeren gelneinsalnen Lernens - insbesondere die 
Sekundm'schulen - vergleichsweise offene Regelungen vorliegen, sind diese für das 
Gymnasium eher eng kontm-iert, ohne dass sich diese unterschiedlichen Regelungen zum 
Wahlpflichtunterricht sachlogisch aus den Erfordernissen der jeweiligen Bildungsgänge 
heraus erklären lassen. Sie schränken die gewünschte Profilbildung von Schülerinnen und 
Schülern sowie Schulen olme erkemlbm'en Grund ein. 

Mit Blick auf die im Koalitionsvertrag vereinbarte Stärkung des Faches Informatik setzt die 
ausdrückliche NemlUng des Fachs Informatik zugleich ein Signal, dass dieses Fach im 
Wahlpflichtunterrichtjeder Schule, wie 111indestens eine dritte Frell1dsprache, wählbar sein 
muss. 

Zu Absatz 4 
Durch das zusätzliche Jahr sowie die quantitative Stärkung des Stundenvolumens aller Fächer 
-'insbesondere der sog .. KernFacher Deutsch,. Mathelnatik, Englisch - kann.im neunjährigen 
Gymnashun ein größerer Teil der individuellen Förderung im Rahmen der Kernstunden 

. erfolgen, sodass ein Teil der Ergänzungsstunden eingespart werden krum. Für die darüber 
hinausgehende individuelle förderung und Profilielung sind in der Stundentafel bis zu acht 
Ergänzungsstunden vorgesehen, die nicht rur alle Schülerinnen und Schüler verbindlich sind. 

Gegenüber den Gymnasien mit achtjährigem Bildungsgang ist insoweit eine sprachliche 
Differenzierung erforderlich. 

Zu Absatz 5 
Folgeänderung zur Facheröffnung desWahlpflichtunterrichts (Absatz 3) . 

. Zu Absatz 6 
Folgeänderung zur Ulnsetzung des 13. SchulrechtsänderU1lgsgesetzes. Nach diesem ist die 
Errichtung von Gymnasien in der AUtbauform (sowohl in öffentlicher als auch in privater 
Trägerschaft) künftig nicht mehr Inöglich. hn Schulgesetz werden diese hn Nornltext nicht 
nlehr benannt. Auch in der APO-S I wird es daller keine eigenständige Regelung lnehr geben. 
Hinzu kOmIllt, dass die bisherige Regelung des § 18 fiir die (bestehenden) Gymnasien in 
Aufbaufonn - lnit AusnahIne des Verweises auf die rur sie geltende Stundentafel - kiinftig 
inha1tlich auch keine. Abweichungen zunl Gynlnasium mit Iieunjährigeln Bildungsgang mehr. 
enthält. Für die bestehenden GYlnnasien in Autbauform gilt Art. 4 Abs. 6 des 13. 
Schulrechtsänderungsgesetzes. Die geändelte Vorschrift rur das Gymnasium mit 
neunjährigenl Bildungsgang gilt für die bestehenden Autbaugymnasien entsprechend. Darauf 
und auf die geltende Stulldentafel weist der neue Absatz 6 hin. Eine eigenständige Regelung 
in § 18 ist nicht 1neh1' erforderlich. Die Vorschrift wird aufgehoben. . 

Zu Nummer 17 (§ 18) 



Folgeänderung zu Artikel 1 NI. 16 (§ 17 Absatz 6). 

Zu NUIDlner 18 (§ 19 Absatz 1,2 und 3) 
Zu Absatz 1 und 2 
Siehe Beglündung zu NUllllner 14 (§ 15 Absatz 2 und 3). 

Die ausdrückliche Nennung des Fachs Informatik in Absatz 2 setzt ll1it Blick auf die im 
Koalitionsvertrag vereinbarte Stärkoog ein Signal. Die Schulkonferenz jeder Gesamtschule 
kann über dieses zusätzliche Angebot entscheiden. 

, Zu Absatz 3 
ltn Rahmen einer redaktionellen Änderung wird im Sinne der Einheitlichkeit eine Anpassung 
der Bezeiclmung der Fächerkombinationen mit mathematisch- naturwissenschaftlich­
technischem und künstlerisch-inusischeln Schwerpunkt an die Bezeichnung beiIn Gynmasiunl 
(siehe, VV zu § 17 Abs. 3) sowie eine redaktionelle Korrektur des 
gesellschaftswissenschaftlich-wirtschaftswissenschaftlichen Schwerpunkts vorgenornmen. 

Zu Nummer 19 (§ 20 Absatz 1, 2, 3, 7 und 8) 
Zu Absatz 1, 2 und 3 
Siehe Begründung zu Nmmner 14 (§ 15 Absatz 2 und 3) sowie zu Nummer 18 (§ 19 Absatz 
3). 

Zu Absatz 7 
Folgeänderung zur Umsetzung des 13. Schulrechtsänderungsgesetzes. Infolgeder 
Verschiebung des Freln4sprachenbeginns von der Klasse 6 in die Klasse 7 inalIen 
Schulfonnen und Bildungsgängen, deren Regeldauer der Ausbildung in der Sekundarstufe I 
sechs Jahre beträgt, werden' auch an der Sekundarschule künftig in der Klasse 6 keine 
Leistungen in der zweiten Fremdsprache mehr erbracht werden. Die Regelungen der Sätze 3 
und 4 werden gegenstandlos. 

Zu Absatz 8 Nummer 1 
Zu Satz 1 
Folgeänderung der Umsetzung des 13. Schulrechtsänderungsgesetzes. Durch die' Einführung 
zweier gymnasialer Bildungsgänge (achtjährig und neunjährig) wird bezüglich der 
Anwendbarkeit von Vorschriften auf die kooperative Fonn der Sekundarschule mit drei 
Bildungsgängen'eine sprachliche Konkretisierung des Hinweises auf die Regelungen des § 17 
für das Gynll1asium mit neunjährigem Bildoogsgang erforderlich. 

Zu Satz 2 
, Da das Gymnasium Init neunjährigelll Bildungsgang in der Sekundarstufe I auch eine Klasse 

10 hat, ist die Regelung fÜr die Klasse 10 nicht mehr erforder1i~h und wird aufgehoben. 

Zu Nummer 20 (§ 21 Überschrift und Absatz 3) 
Leistungsstarke Schülerinnen und Schüler können ihre individuelle Schulzeit nach Maßgabe 
der dazu in Schulgesetz und APO-S I getroffenen Regelungen und den entsprechenden 
Vorgäl1gerregelungen seit jeher verkürzen~ Itn achtjährigen GYlnnasimll spielten diese in den 
vergangenen JahIeiljedoch kaum eine Rolle. Mit der Einführung des neunjährigen 
Bildungsgangs aln Gymnasimn soll die Option der Schulzeitverkürzung im Interesse einer 
optimalen Förderung leistungs starker G9-Schülerinuenund Schüler daher wieder deutlich an 

'Bedeutung gewinnen; Über die bereitsbestehcndcnrechtlichen·Möglichkeitenhinaus wird . 
nüt derWiedereinfuhnmg von "Profilklassen" den Schulen ein breiterer Gestaltungsspielraum 
eröffnet. 



hn Süme der Stärkung der schulischen Entscheidungsmöglichkeiten konlmt der 
Schulkonferenz künftig eine wichtige Bedeutung bei der Frage zu, ob und in welcher Form 
nach der Erprobungsstufe (, die weiterhin eine pädagogische Einheit bildet,) ab Klasse 7 eine 
Profilklasse eingerichtet werden solL Je nach den jeweiligen Wünschen und Bedingungen vor 
011 (hierbei spielt auch der Beginn der 2. Frenldsprache ab Klasse 5 oder 7 eine Rolle) 
können dabei ein Vorarbeiten der Klasse 10 mit direktenl Übergang in die Eillführungsphase 
oder aber. ein Vorarbeiten der Einführungsphase Init direkten Übergang von Klasse 10 in das 
erste Jahr der Qualifikationsphase Inögliche Varianten sein. Schülerinnen und Schüler, die die' 
Inhalte der Klasse 10 vorarbeiten, erwerben den Inittieren Schulabschluss atn Ende der 

. Einfüluul).gsphase der gYlnnashllen Oberstufe durch Versetzung in die Qualifikationsphase 
nach Maßgabe der Verordnung über den Bildungsgang und die Abiturprüfung in der 
gymnasialen Oberstufe (§ 40 Abs. 2 S. 2 APO-GOSt). Der Genehtnigungsvorbehalt durch die 
obere Schulaufsicht ,sichert ab, dass das von der Schule jeweils vorzulegende 
Profilklassenkonzept übergeordneten Regelungen (z.B. den einschlägigen KMI(­
Vereinbarungen) entspricht. 

Die Einrichtung einer Profilklasse kOlnmt nur dann in Betracht, wenn die Vorgaben des § 6 
der Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 SchulG zur KlasseIlbildung eingehalten 
werden. Darüber hinaus kann die Schulleitung die Ausführung des 
Schulkonferenzbeschlusses zur Einrichtung einer Profilklasse aus organisatorischen Gründen 
wie z.B. der Unterrichtsorganisation, dem Fachlelu'ereinsatz oder Fächer- Wahhnöglichkeiten 
ablehnen. 

Für den Zugang von Schülerinnen und Schülell1 zur Profilklasse sichert die 
Versetzungskonferenz ab, dass dieser nur hinreichend leistungsstat'ken und geeignet~n 
Lernenden angeboten wird. Die E;ntscheidung der Eltern, ob dieses Angebot angenommen 
wird, stellt sicher, dass den Wünschen und der individuellen Entwicklung des Kindes auch 
außerhalb der Schule hinreichend Rechnung getragen wird. 

Zu Nummer 21 (§ 26 Absatz 2) 
Fölgeändelung zur Umsetzung des 13. Schulrechtsänderungsgesetzes. Infolge der 
Verschiebung des Fremdsprachenbeginns in die Klasse 7 ist keine gesonderte Regelung zur 
Versetzungswirksamkeit der in der zweiten Frelndsprache erbrachten Leistungen mehr 
erforderlich. Gleiches .gilt für die bisherige Regelung für die Realschule in Aufbaufonn. Für 
diese gelten gegenüber der Realschule keine Abweichungen mehr (s. Begründung zu Artikel 1 
Nmnmer 12 zu Absatz 2 und 5). 

·Zu'Nummer22 (§ 27) 
Folgeänderung zur Umsetzung des 13. Schulrechtsänderungsgesetzes. Durch die neue 
Formulierung umfasst die Regelung des § 27 beide gymnasiale Bildungs.gänge (achtjährig und 
neunjährig). 

Zu Nummer 23 (§ 28 Absatz·2) 
Redaktionelle Änderung. Korrektur der Verweisungsnorm. 

Zu N timmer 24 (§ 29 Absatz 2)' 
Folgeänderung der UlTISetzung des 13. Schulrechtsänderungsgesetzes. Durch die Einführung 
zweier gymnasialer Bildungsgänge (achtjährig und neunjährig) wird bezüglich der 
Anwendbarkeit von Vor~chriften aufdie kooperative FOITIl der Sekundarschule mit di'ei 
Bildungsgänge!l eine sprachliche Konkretisierung des Hhlweises auf die Regelungen des § 27 
für das GYll1nasiUlTI Init neunjährigenl Bildungsgatlg erforderlich. § 27 Ulllfasst durch die neue 
Formulierung (am GYll1nasium mit neunjäht'igenl Bildungsgang) auch die Versetzung von der 



Klasse 9 in die Klasse 10. Die Regelung des Satzes 2 wird dadurch gegenstandlos und kann 
gestrichen werden. 

Zu Nummer 25 (§ 30 Absatz 1 und 2) 
. Zu Absatz 1 
Folgeänderung der Unlsetzung des 13. Schulrechtsänderungsgesetzes. Am Gymnasium mit' 
neunjährigenl Bildungsgangerwerben SchülerimleI1 und Schüler einen dem 
Hauptschulabschluss nach Klasse 10 gleichwertigen Abschluss und den nlittleren 
Schulabschluss künftig wieder anl Ende der Sekundarstufe 1. Schülerinnen und Schüler der 
GY111llasie11111itneunjährigem Bildungsgang und der GYlnnasien in Aufbauform nehmen in 
diesem Zusanunenhang am Ende der Klasse 10 am Abschlussvelfahren teil (§ 12 Abs. 3 
Schulgesetz). Die Prüfungsaufgaben berücksichtigen dabei gYlnnasiale Standards. Die 
Berechtigung zum Besuch der gymnasialen Oberstufe erhalten die Schülerinnen und Schüler 
mit der Versetzung in die' EinfUhrungsphase. 
Schülerinnen und Schüler der Gymnasien mit achtjährigem Bildungsgang erwerben den 
mittleren Schulabschluss wie bisher am Ende der Einführungsphase der gynlnasialen 
Oberstufe (Klasse 10) durch Versetzwlg in die Qualifikationsphase nach Maßgabe der 
Verordnung über den Bildungsgang und die Abiturprüfung in d.er gymnasialen Oberstufe 

. (APO-GÜSt). Insofern ist eine sprachliche Differenzierung erforderlich. 

Zu Absatz 2 
Ersatzschulen nach § 100 Absatz 6 Schulgesetz NR W (z. B. Waldorfschulen) sind anders als 
Ersatzschulen nach § 100 Absatz 4 Schulgesetz NR W nicht berechtigt, mit gleicher Wirkung' 
wieäffentliche Schulen Zeugnisse zu vergeben, Abschlüsse zu vergeben und Prüfungen 

. abzuhalten. Die Regelung bezieht sich daher nur auf Ersatzschulen nach § 100 Absatz 4 
Schulgesetz NR W und ist zur sprachlichen KlarsteIlung entsprechend zu ergänzen. 

Im Übrigen siehe Begründung zu Absatz 1. 

Zu Nummer 26 (§ 39 Nummer 4) 
Folgeänderung der Umsetzung des 13. Schulrechtsänderungsgesetzes. Da das Gymnasium 
künftig grundsätzlich wieder neunjährig, die letzte Klasse der Sekundarstufe I mithin die 
Klasse 10 ist und dessen Schülerinnen und Schüler am Ende der Klasse 10 anl 
Abschlussverfahren teilnehmen, muss die Regelung des § 39 auch das Gymnasium mit 
neunjährigerll Bildungsgang erfassen. Für die bestehenden Aufbaugymnasien ist keine eigene 
Regelung mehr notwendig. Die nunmehr das Gymnasiunl mit neunjährigem Bildungsgang 
erfassende Nunllner 4 gilt für die bestehenden Aufbaugyrnnasien entsprechend (siehe 
Begründung Zl,l NliImner 16 (§ 17 Absatz 6»). 

Zu Nummer 27 (§ 41 Absatz 1 und 2) 
Zu Absatz 1 
Redaktionelle KlarsteIlung, dass für den HauptschulClbschluss nach Klasse 10 auch an 
Gesanltschulen die Leistungen in den Lernbereichen Arbeitslehre und Naturwissenschaften 
jeweils zu einer GesaIlltnote zusmnniengefasst und der Fächergruppe Deutsch und 
Mathelnatik zugeordnet werden. Dies galt bereits in der bis zum 31.07.2005 geltenden AO-S I 
und in der seit denl 01.08.2005 geltenden APO-S I.. Erst im Rahmen der Neufassung der 
APO-S I im Jahr 2012 nach dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Schul struktur in 
Nordrhein-Westfalen (6. Schulrechtsänderungsgesetz v. 25.10.2011) und der Einbeziehung 
der Sekundarschule in die APO-S I, fiel die Gesanltschule auf grund eines redaktionellen 
Versehens.aus deIn Regelungsbereich des heutigen §-40 Absatz+·Satz2heraus~Dies-wird 
hiernüt korrigiert. Für die bisherige Beschränkung des Geltungsbereichs der Regelung auf die 
Sekundarschule in kooperativer Form besteht durch die Einbeziehung der Gesamtschule kein 
sachlicher Grund nlehr. 



Zu Absatz 2· 
Folgeänderung der Unlsetzung des 13. Schulrechtsänderungsgesetzes. Da das GYlllilasimn 
künftig grundsätzlich wieder neunjährig und die letzte Klasse der Sekundarstufe I die Klasse 
1 o ist, erwerben die Schülerimlen und Schüler dieses gYlnnasialen Bildungsgangs auch den 
denl Hauptschulahschluss nach Klasse 10 gleichwertigen Abschluss nach den 
V öraussetzungen des Absatzes 1. Für die bestehenden AufbaugYllll1asien gilt dies 
entsprechend; eine eigene Regelung ist'nichtlllehr notwendig (siehe Begründung zu NUffilner 
16 (§ 17 Absatz 6)). Die Regelung für das GYlnnasium nlit achtjährigenlBildungsgang wird 
lediglich sprachlich davon abgegrenzt, bleibt inhaltlich jedoch unverändert. 

Zu Nummer 28 (§ 42 Absatz 1, 2 und 3) , 
Zu Absatz 1 
Folgeänderung der Umsetzung des 13. Schulrechtsänderungsgesetzes (siehe Begründung zu 
NU111ffier 25 (§ 30 A~satz 1)). ' 

Zu Absatz 2 
Folgeänderung der Ulllsetzung des 13. Schulrechtsänderungsgesetzes; sprachliche 
Differenzierung. 

Zu Absatz 3 
Oie bisherige Formuliel1l;ng des Absatzes 3 hat insbesondere aufgrund d~l' Begriffe "andere" 
und "übrige" immer wieder zu Missverständnissen geführt und Anlass zu Nachfragen 
gegeben. Dies wird künftig durch die systeluatischere Darstellung der Neufassung verhindert 
und soll im Süme einer einheitlichen Anwendung in der Praxis für Klarheit sorgen. 
Zunächst werden die Grundvoraussetzungen - differenziert zwischen den 
fachleistungsdifferenzierten Fächern und dem Wahlpflichtfach einerseits und den anderen, 
nicht differenzierten Fächeul andererseits - und anschließepd die Ausgleichsmöglichkeiten 
formuliert. So wird ZUlll einen klargestellt, dass die unter Ziffer 1 genannte Voraussetzung 
einer befriedigenden Leistung im Unterricht auf der Grundebene im Fach Chenlie bzw. 
Physik nicht zugleich die Voraussetzung unter 2 b) erfüllt. Zum anderen wird sprachlich 
klargesteJlt, dass das leistungsdifferenzie'rte Fach Chemie hzw. Physik von der Möglichkeit 
einer Unterschreitung um zwei Notenstufen ausgenommen ist. Dieses hat als 
fachleistungsdifferenziertes Fach ·einen höheren Stellenwert als ein anderes Fach. Die 
Unterscheidung zwischen "andere" und "übrige" entfallt.· 

Zu Nummer 29 (§ 43 Absatz 2, 3 und 4) 
Zu Absatz 2 
Siehe Begründung zu Nummer 14 (§ 15 Absatz 5). 

Zu Absatz 3· 
Satz 1 
Folgeänderung zur Unlsetzung des 13. Schulrechtsänderungsgesetzes. Durch die neue 
Formulierung llinfasst die Regelung des Satzes, 1 heide gymnasiale Bildungsgänge (achtjährig 
und neunjährig). 

Satz 2 
Die Ergänzung stellt noch eil1ll1al klar, dass der Bildungsgang des Gymnasiums an der 
Sekundärschule in kooperativer Form mit drei Bildungsgängen der neunjährige ist. 

Satz j 
Folgeänderung zur Uillsetzung des 13. Schulrechtsänderungsgesetzes. 



Die Allfnalune in die Einführungsphase setzt den Erwerb der Berechtigung zum Besuch der 
gymnasialen Oberstufe voraus (§ 3 Abs. 1 APO-GOSt). Diese wird wie auch am 
Gynlnasium mit achtjährigenl Bildungsgang weiterhin - künftig auch atn G9-Gynlnasiul11 mit 
der Versetzung am Ende der letzten Klasse der Sekundarstufe I (siehe Satz 1) erworben. 
Leistungsstarke Schülerinnen und Schüler anderer Schulformen können darüber hinaus bei 
Erfüllen bestitnlnter Leistullgsanforderungen zum Besuch auch der Qualifikationsphase 

" zugelassen werden (§§ 15 Abs. 4, 17 Abs. 4, 17 a Abs. 4 SchuIG; Formulierung der konkreten 
Voraussetzungen in § 43 Abs.:2 und 5 APO-S I). Für das GYll1nasiunl1uit achtjährigem 
Bildungsgang war diese Regelung bislang ohne Bedeutung. Für das GYlnnasiunl111it 
neunjährigein Bildungsgang wurde der Erwerb auch dieser Berechtigung nun im 13. 
Schulrechtsänderungsgesetz geregelt (§ 16 Abs. 4 S. 2 SchuIG (neu)). Der neue Satz 3 setzt 
dies lU1ter Formulierung der daror erforderlichen Leistungen aufVerordnungsebene um. 

Zu Absatz 4 
Siehe Begründung zu Nmnmer 28 (§ 42 Absatz 3). 

Zu Nummer 30 (§ 46 Überschrift und Absatz 3) 
Auch die schulische Bildung der Kinder beruflich Reisender, die nicht Circuskinder (der 
Evangelischen Kirche im Rheinlartd) sind, unterliegt besonderen Bestinunungen. Die 
diesbezüglich in der APO-S I bisher bestehende Regelungslücke wird durch diese Änderung 
geschlossen. Die .Übersclu·ift ist entsprechend zu ergänzen. 

Zu Nummer 31 (§ 47 Absatz 1 und 2) 
Zu Absatz 1 
Die starre Verweisung auf die letzte Änderung des Schulgesetzes war ZUl11 Zeitplmkt der 
Rechtssetzung des §. 4 7 zutreffend. Aufgrund zwischenzeitlich erfolgter, Inehrfacher 
Änderungen des Schulgesetzes (zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juli 2018 (GV. 
NRW. S. 406) ist diese inzwischen jedoch überholt Ulld wird ersatzlos gestrichen. 

Zu Absatz 2 
Der Antrag der Fraktionen der CDU und FDP "Eltern, Lehrkräften und Schulträgern 
Planungssicherheit geben - äußere DifferenzierUllg an Realschulen "gestalten und'einen 
Hauptschulbildungsgang ab Klasse 5 ennögÜchen" (Drucksache 17/2748) wurde in der 
Plenarsitzung vom 13.06.2018 nach Beratung in direkter Abstinunung angenommen. Eine 
vollständige Aufhebung der Begrenzung der äußeren Differenzierung ist ohne 
Schulgesetzänderung nicht möglich, da § 132 c Absatz 2 Schulgesetz NR W vorsieht, dass 
Schülerinnen und Schüler des Hauptschulbildungsgangs einer Realschule im Klassenverband 
mit Schülel'innen und Schülern des Realschulbildungsgangs unterrichtet werden. Durch die 
mit dieser Ändenmg vorgenorrrrn.ene Erhöhung der o. g. Begrenzung auf maximal die Hälfte 

" der in der in der Stundentafel vorgesehenen Wochenstunden, wird in einem ersten Schritt 
insbesondere dem Bedürfnis Rechnung getragen, iIn ~nteresse der Schülerinnen und Schüler 
in den Fächern Deutsch, Mathematik und Englisch eine vollständige äußere Differenzierung 
.voTIlehmen zu können, 

Zu Nummer 32 (§ 48 Absatz 5) 
Der Berichtspflicht wurde rnit Vorlage VOln 12.12.2016 (16/4590) nachgekonunen. Die 
Regelung ist gegenstandslos und wird daher aufgehoben. 

Zu NUlllmer 33 bis Nummer 41 (Anlagen 2 bis 9) 
Die Änderungen derStundentafeln-in den Anlagen 2 bis 9 setzen"-so\rveit- schulfornlbezogen 
einschlägig und nicht bereits an anderer Stelle geregelt - die inhaltlichen Leitentscheidungen 
ZUln Beginn der Fremdsprachen, zur Stärkung einzelner Fächer und Bereiche sowie zur 
Anzahl der Ergänzungsstunden auf der quantitativen Ebene um. Dies führt - neben der 



notwendigen Neugestaltung einer Stundentafel für den neunjährigen gymnasialen 
Bildungsgang - vor allenl zu entsprechenden Binnenverschiebungen von Stunden in den 
Schulfonnen Realschule, Gesamtschule und Sekundarschule. 
Zur Begr,ündung der geänderten Stundentafeln'ün Einzelnen gilt Folgendes: 

Zu Nummer 33 (Anlage 2) 
Für die Realschulen wird die schulfOlTIlübergreifende Leitentscheidung zur Verschiebung des 
BegilulS der zweiten Frenldsprache nachvollzogen. Dies hat zur Folge, dass die verpflichtende 
Belegung einer zweiten Frenldsprache in Klasse 6 entfallt. Um das StundenvolUlnen des 
Fretndsprachenangebots substanziell erhalten sowie hier erweiterte Möglichkeiten für 
Kemlenlem-, Vertiefungs ... , Förder- und Profilangebote schaffen zu können, werden zwei 
Stunden in den Wahlpflichtbereich sowie eine Stunde in die Ergänzungsstunden verlagert. 

Zu Nummer 34 (Anlage 3a) 
Für G)'lnnasien 1nit neunjährige1n Bildungsgang werden insgesamt 188 Wochenstunden für 
die sechsjährige Sekundarstufe I vorgesehen, von denen 8 nicht verbindlich sind. Damit wird 
den Gymnasien mit neunjährigem Bildungsgang die gleiche Anzahl an Wochenstunden zur 
Verfügung gestellt wie den anderen Schulfonnen der Sekundarstufe L Ein Betrieb weitgehend 
ohne verpflichtenden Nachlnittagsunterricht ist danlit genauso möglich wie die Einrichtung 
bzw. Beibehaltung schulischer Profile und die besondere Förderung leistungsstarker wie 
leistungsschwächerer Schülerinnen und 'Schüler. Die yorgenonunenen Veränderungen der 
Wochenst~dem'aIDnen tragen dem ,Rechnung. Der im Vergleich zum achtjährigen, 
Bildungsgang höhere Unterrichtsumfang in der Sekundarstufe J des neunjährigen ' 
OYInnasiUlns durch ein weiteres Schuljahr soll der Stärkung der ökonomisch~n Kompetenzen, 
einer verbesserten MINT-Bildung sowie der Stärklmg der sprachlichen Kernkompetenzen 
dienen. Auch die Unlbenennung des Fachs "PolitikiWirtschaft" in "Wirtschaft-Politik" setzt 
inl Hinblick auf die vereinbalte Stärkung der ökonomischen Bildung ein SignaL Im Übrigen 
erhält jedes Fach bzw. jeder Lembereich Inindestens so viele Oesamtwochenstunden wie 
unter G9 alt (unterer Bandbreitenwert) und aufgrund des zusätzlichen Jahres in der neuen G9-
Stundentafel mehr Gesaintwochenstunden als, unter 08; der Stundenumfal1g des . 
Wahlpflich:tbereiches bleibt unverändert. Anders als in den bis 2004 geltenden 
Bandbreitenstundentafeln, bildet die neue G9-Stundentafel - wie am, Gymnasium 1nit 
achtjährigem Bildungsgang und allen andet:en Schulfonnen seit 2005 - Stundenkontingente 
für die Klassen 5 und 6 sowie für die Klassen 7 bis 10. Diese Kontingentbildung bietet ein 
Höchstmaß an Flexibilität, da sie Verschiebungen zwischen einzelnen Jahrgangsstufen 
ermöglicht. Dies gilt auchftir die numnelrr nlögliche Verschiebung von bis zu zwei 
Kernstundel}. aus deIn Kontingent 7 bis 10 in das Kontingent 5 und 6 (Fn. 6) sowie die 
elTIlöglichte, geringfügige Überscmeitung des Wochenstundem'ahmens der Klassen 5 und 6 
durch den Einsatz von Ergänzungsstunden ZUl' UnlsetZUllg besonderer schulischer Profile (Fn. 
8). Gleichz~itig entsprechen die Kontingentsetzungen den Stufungen der Kernlehrpläne, 
sodass eine qualitative Absicherung zu zentralen Zeitpunkten im Bildungsgang gegeben ist. 

Zu Nummer 35 (Anlage 3b) 
In der Stundentafel für das GYlnnasium mit achtjährigem Bildungsgang erfolgen keinerlei 
Änderungen. Rein redaktionell erfolgt auf grund der Leitentscheidung eine Verschiebung der 
Stundentafel ftir das achtjährige Gymnasium hinter die Stundentafel für das Gymnasimn mit 
neunjährigein Bildungsgang. Die Klarstelhing der verpflichtenden Anzahl von 163 
Gesaintwochenstunden korrigiert die missverständliche bisherige Allgaoe von ?,158-163". 
Infolgedessen wird auch die utsprüngliche Fonnulienmg der Fußnote 8 durch Übe111ahme der 
KMK - Formulierung ersetzt. Erst die Anhebung eines Wochenstundem"ahmens ennöglicht es 
recIDlerisch die verpflichtende Gesanltstundenzahl von 163 Wochenstunden (KMK­
Erfordernis) zu erreichen. Mit Blick (luf die Gesanltstatik wurde dafür die Klasse 7 
ausgewählt wurde. ' 



Zu Nummer 36 und Nummer 39 bis 4i (Anlagen 4 und 7 bis 9) 
In der Gesmntschule sowie in der integrierten und teilintegrierten Fonn der Sekundarschule 
wird die schulformübergreifende Leitentscheidung zur Verschiebung der zweiten 
Freilldsprache nachvollzogen. Daher wird der BegiIm der zweiten Fremdsprache von der 
Klasse 6 in die Klasse 7 verlagert. Da die zweite Fremdsprache ein Bestandteil des 
Wahlpflichtunterrichts ist, wird der Beginn des gesamten Wahlpflichtunterrichts VOI1 der 
Klasse 6 in die Klasse 7 - ohne Reduzierung des Gesamtvolumens - verlagert. Dari:üt die 
Möglichkeit, eine dritte Frelndsprache zu erlernen, wie bisher im Abstand von zwei Jahren 
erfolgt, wird der Beginn der dritten (bzw. zweiten) Fremdsprache von der Klasse 8 in die 
Klasse 9 verlagert. Zugleich wird in Umsetzung der für das GymnasiUln geltenden 
Regelungen die Zahl der wöchentlichen Untel1'ichtsstUIlden in der dritten (bzw. zweiten) 
Fremdsprache auf jeweils 4 Wochenstunden in den Klassen 9 und 10 erhöht. ' 
In den Realschul- und Gynlnasialzweigen der kooperativen Sekundarschulen werden die 
Regelungen rur das Gymnasiunl und die Realschule - soweit möglich - nachvollzogen. 
Zudelll wird ftir Gesamt-und Sekundarschulen der untere Wert des Wochenstundenrahmens 
in KlasseS denl der anderen Schulformen angeglichen, so dass diesbezüglich künftig der 
gleiche - hier erhöhte - Gestaltungsspielraum fUT die Schulen besteht. 

Zu Nummer 37 (Anlage 5) 
Die Stundentafel für die Aufbaurealschule orientiert sich künftig in den Jahrgangsstufell 7 bis 
10 an der Stundentafel rur die Realschule. Siehe dazu Begründung zu Nummer 33 (Anlage 2). 

Zu Nummer 38 (Anlage 6) 
Die Stundentafel für das Aufbaugynlnasimn orientiert sich künftig in den Jahrgangsstufen 7 
bis 10 an der Stundentafel fur das Gymnasium nlit neunjährigenl Bildungsgang. Siehe dazu 
Begründung zu Numnler34 (Anlage 3a). 

Zu Artikel 2 
Die mit dem 13. Schulrechtsänderungsgesetz getroffene Leitentscheidung, an den Gymnasien 
ab dem Schuljahr 2019/2020 den neunjährigen Bildungsgang einzuführen, tritt am 1. August 
2019 in Kraft. Die zur Ulnsetzung dieser Leitentscheidung vorgenomnlenen Änderungen der 
APO-S I müssen fiir die in Absatz 2 S. 1 genannten Klassen daher ebenfalls spätestens zum 1. 
August 2019 in Kraft treten. Die Abweichung fiir Nr. 20 ist notwendig, da es an den G9-
Gynulasien infolge der Systenlumstellung irll Schuljalu' 2023/2024 keine Einfiihrungsphase 
(Jahrgangsstufe 11) und iIn Schuljahr 2024/2025 kein erstes Jahr der Qualifikationsphase 
(Jahrgangsstufe 12) geben wird. 
Die SchüleriImen lmd Schüler einer Realschule, Gesamtschule oder Sekundarschule, die iIn 
Schuljahr 201912020 die Klassen 6-10 besuchen, beenden ihren Bildungsgang nach den 
Regelungen der bisherigen § § 15, 16, 19 und 20. Mit dem Inkrafttreten am 1. August 20 ~ 9 
gilt die Erhöhung der äußeren Differenzierung fur alle Jahrgangsstufen, in denen bereits ein 
Bildungsgang nach § 132c Schulgesetz eingerichtet ist. 


